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Beschluss-Nr. 09-03/24 SR:
Der Stadtwahlleiter der Stadt Mansfeld empfiehlt dem Stadtrat, 
auf der Grundlage des § 52 Abs. 1 Ziff. 1 KWG LSA, durch Be-
schluss folgende Wahlprüfungsentscheidung zu treffen:
Einwendungen gegen die Wahl zum Ortschaftsrat der Ortschaft 
Gorenzen liegen nicht vor.
Die Wahl ist gültig.

Beschluss-Nr. 10-03/24 SR:
Der Stadtwahlleiter der Stadt Mansfeld empfiehlt dem Stadtrat, 
auf der Grundlage des § 52 Abs. 1 Ziff. 1 KWG LSA, durch Be-
schluss folgende Wahlprüfungsentscheidung zu treffen:
Einwendungen gegen die Wahl zum Ortschaftsrat der Ortschaft 
Großörner liegen nicht vor.
Die Wahl ist gültig.

Beschluss-Nr. 11-03/24 SR:
Der Stadtwahlleiter der Stadt Mansfeld empfiehlt dem Stadtrat, 
auf der Grundlage des § 52 Abs. 1 Ziff. 1 KWG LSA, durch Be-
schluss folgende Wahlprüfungsentscheidung zu treffen:
Einwendungen gegen die Wahl zum Ortschaftsrat der Ortschaft 
Hermerode liegen nicht vor.
Die Wahl ist gültig.

Beschluss-Nr. 12-03/24 SR:
Der Stadtwahlleiter der Stadt Mansfeld empfiehlt dem Stadtrat, 
auf der Grundlage des § 52 Abs. 1 Ziff. 1 KWG LSA, durch Be-
schluss folgende Wahlprüfungsentscheidung zu treffen:
Einwendungen gegen die Wahl zum Ortschaftsrat der Ortschaft 
Mansfeld liegen nicht vor.
Die Wahl ist gültig.

Beschluss-Nr. 13-03/24 SR:
Der Stadtwahlleiter der Stadt Mansfeld empfiehlt dem Stadtrat, 
auf der Grundlage des § 52 Abs. 1 Ziff. 1 KWG LSA, durch Be-
schluss folgende Wahlprüfungsentscheidung zu treffen:
Einwendungen gegen die Wahl zum Ortschaftsrat der Ortschaft 
Molmerswende liegen nicht vor.
Die Wahl ist gültig.

Beschluss-Nr. 14-03/24 SR:
Der Stadtwahlleiter der Stadt Mansfeld empfiehlt dem Stadtrat, 
auf der Grundlage des § 52 Abs. 1 Ziff. 1 KWG LSA, durch Be-
schluss folgende Wahlprüfungsentscheidung zu treffen:
Einwendungen gegen die Wahl zum Ortschaftsrat der Ortschaft 
Piskaborn liegen nicht vor.
Die Wahl ist gültig.

Beschluss-Nr. 15-03/24 SR:
Der Stadtwahlleiter der Stadt Mansfeld empfiehlt dem Stadtrat, 
auf der Grundlage des § 52 Abs. 1 Ziff. 1 KWG LSA, durch Be-
schluss folgende Wahlprüfungsentscheidung zu treffen:
Einwendungen gegen die Wahl zum Ortschaftsrat der Ortschaft 
Ritzgerode liegen nicht vor.
Die Wahl ist gültig.

Beschluss-Nr. 16-03/24 SR:
Der Stadtwahlleiter der Stadt Mansfeld empfiehlt dem Stadtrat, 
auf der Grundlage des § 52 Abs. 1 Ziff. 1 KWG LSA, durch Be-
schluss folgende Wahlprüfungsentscheidung zu treffen:
Einwendungen gegen die Wahl zum Ortschaftsrat der Ortschaft 
Siebigerode liegen nicht vor.
Die Wahl ist gültig.

Amtlicher Teil

Stadt Mansfeld
Beschlüsse

Bekanntmachung der Beschlüsse  
des Stadtrates der Stadt Mansfeld  
aus der Sitzung am 03.07.2024
Beschluss-Nr. 01-03/24 SR:
Der Stadtrat der Stadt Mansfeld beruft mit Wirkung vom 08.07.2024 
Herrn Axel Trautmann in das Ehrenbeamtenverhältnis als Ortswehr-
leiter der Ortsfeuerwehr Friesdorf für die Dauer von 6 Jahren.

Beschluss-Nr. 02-03/24 SR:
Der Stadtrat der Stadt Mansfeld beruft mit Wirkung vom 08.07.2024 
Herrn Sascha Rader in das Ehrenbeamtenverhältnis als stellv. Orts-
wehrleiter der Ortsfeuerwehr Friesdorf für die Dauer von 6 Jahren.

Beschluss-Nr. 03-03/24 SR:
Der Stadtwahlleiter der Stadt Mansfeld empfiehlt dem Stadtrat, 
auf der Grundlage des § 52 Abs. 1 Ziff. 1 KWG LSA, durch Be-
schluss folgende Wahlprüfungsentscheidung zu treffen:
Einwendungen gegen die Wahl zum Stadtrat der Stadt Mansfeld 
liegen nicht vor.
Die Wahl ist gültig.

Beschluss-Nr. 04-03/24 SR:
Der Stadtwahlleiter der Stadt Mansfeld empfiehlt dem Stadtrat, 
auf der Grundlage des § 52 Abs. 1 Ziff. 1 KWG LSA, durch Be-
schluss folgende Wahlprüfungsentscheidung zu treffen:
Einwendungen gegen die Wahl zum Ortschaftsrat der Ortschaft 
Abberode liegen nicht vor.
Die Wahl ist gültig.

Beschluss-Nr. 05-03/24 SR:
Der Stadtwahlleiter der Stadt Mansfeld empfiehlt dem Stadtrat, 
auf der Grundlage des § 52 Abs. 1 Ziff. 1 KWG LSA, durch Be-
schluss folgende Wahlprüfungsentscheidung zu treffen:
Einwendungen gegen die Wahl zum Ortschaftsrat der Ortschaft 
Annarode liegen nicht vor.
Die Wahl ist gültig.

Beschluss-Nr. 06-03/24 SR:
Der Stadtwahlleiter der Stadt Mansfeld empfiehlt dem Stadtrat, 
auf der Grundlage des § 52 Abs. 1 Ziff. 1 KWG LSA, durch Be-
schluss folgende Wahlprüfungsentscheidung zu treffen:
Einwendungen gegen die Wahl zum Ortschaftsrat der Ortschaft 
Biesenrode liegen nicht vor.
Die Wahl ist gültig.

Beschluss-Nr. 07-03/24 SR:
Der Stadtwahlleiter der Stadt Mansfeld empfiehlt dem Stadtrat, 
auf der Grundlage des § 52 Abs. 1 Ziff. 1 KWG LSA, durch Be-
schluss folgende Wahlprüfungsentscheidung zu treffen:
Einwendungen gegen die Wahl zum Ortschaftsrat der Ortschaft 
Braunschwende liegen nicht vor.
Die Wahl ist gültig.

Beschluss-Nr. 08-03/24 SR:
Der Stadtwahlleiter der Stadt Mansfeld empfiehlt dem Stadtrat, 
auf der Grundlage des § 52 Abs. 1 Ziff. 1 KWG LSA, durch Be-
schluss folgende Wahlprüfungsentscheidung zu treffen:
Einwendungen gegen die Wahl zum Ortschaftsrat der Ortschaft 
Friesdorf liegen nicht vor. 
Die Wahl ist gültig.
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Beschluss-Nr. 17-03/24 SR:
Der Stadtwahlleiter der Stadt Mansfeld empfiehlt dem Stadtrat, 
auf der Grundlage des § 52 Abs. 1 Ziff. 1 KWG LSA, durch Be-
schluss folgende Wahlprüfungsentscheidung zu treffen:
Einwendungen gegen die Wahl zum Ortschaftsrat der Ortschaft 
Vatterode liegen nicht vor.
Die Wahl ist gültig.

Beschluss-Nr. 18-03/24 SR:
Der Stadtwahlleiter der Stadt Mansfeld empfiehlt dem Stadtrat, 
auf der Grundlage des § 52 Abs. 1 Ziff. 1 KWG LSA, durch Be-
schluss folgende Wahlprüfungsentscheidung zu treffen:
Einwendungen gegen die Wahl zum Ortsvorsteher der Ortschaft 
Möllendorf liegen nicht vor.
Die Wahl ist gültig.

Beschluss-Nr. 19-03/24 SR:
Der Stadtrat der Stadt Mansfeld beschließt die Geschäftsord-
nung für den Stadtrat der Stadt Mansfeld und seiner Ausschüs-
se.

Beschluss-Nr. 20-03/24 SR:
Der Stadtrat der Stadt Mansfeld beschließt die Hauptsatzung 
der Stadt Mansfeld mit den gemachten Änderungen.

Beschluss-Nr. 21-03/24 SR:
Der Stadtrat der Stadt Mansfeld beschließt für die ständigen be-
schließenden Ausschüsse gemäß § 47 Abs. 3 Satz 1 KVG LSA 
i. V. m. § 6 Hauptsatzung der Stadt Mansfeld mit Wirkung vom 
03.07.2024 folgende Sitzverteilung und Ausschussbesetzung:

1. Haupt- u. Finanzausschuss (9 Sitze)
AfD-Fraktion 2 Sitze Herr Dieter Frechen / Herr Thomas Staub
Bürgerfraktion 2 Sitze Herr Max C. W. Pilz / Herr Björn Hennig
FWG-Fraktion 2 Sitze Frau Marlitt Wiele / Herr Birk Freigang
FBM-Fraktion 3 Sitze Herr Peter Miosge / Herr Michael Som-

mer / Frau Undine Heisig

2. Bau- u. Vergabeausschuss (9 Sitze)
AfD-Fraktion 2 Sitze Herr Thomas Staub / Herr Marc Feyen-

klahsen
Bürgerfraktion 2 Sitze Herr Michael Bahn / Herr Jörg Holznagel
FWG-Fraktion 2 Sitze Herr Birk Freigang / Herr Freddy Büchner
FBM-Fraktion 3 Sitze Herr Peter Miosge / Herr Thomas Thiel / 

Herr Michael Sommer

3. Kultur- u. Sozialausschuss (6 Sitze)
AfD-Fraktion 1 Sitz Herr Dieter Frechen
Bürgerfraktion 2 Sitze Herr Björn Hennig / Herr Karsten Ecke
FWG-Fraktion 1 Sitz Frau Marlitt Wiele
FBM-Fraktion 2 Sitze Frau Jenny Sander / Frau Undine Heisig

Beschluss-Nr. 22-03/24 SR:
Der Stadtrat der Stadt Mansfeld beschließt gemäß § 11 Abs. 4 
GKG LSA, die bestimmten Vertreter Herrn Andreas Koch aus 
Großörner und Frau Jenny Sander aus Großörner in die Ver-
bands-versammlung des AZV „Wipper-Schlenze“ zu entsenden.

Beschluss-Nr. 23-03/24 SR:
Der Stadtrat der Stadt Mansfeld beschließt gemäß § 11 Abs. 4 
GKG LSA, die bestimmten Stellvertreter Herrn Marc Feyenklah-
sen aus Mansfeld (Stellvertreter für Herrn Koch) und Herr Peter 
Miosge aus Friesdorf (Stellvertreter für Frau Sander) in die Ver-
bandsversammlung des AZV „Wipper-Schlenze“ zu entsenden.

Beschluss-Nr. 24-03/24 SR:
Der Stadtrat der Stadt Mansfeld beschließt, Frau Jenny Sander 
aus Großörner als Stimmführerin für die Stadt Mansfeld in der 
Verbandsversammlung des AZV „Wipper-Schlenze“ 
festzulegen.

Beschluss-Nr. 25-03/24 SR:
Der Stadtrat der Stadt Mansfeld beschließt, Herrn Andreas 
Koch aus Großörner als Stellvertreter der Stimmführerin für die 
Stadt Mansfeld in der Verbandsversammlung des AZV „Wipper-
Schlenze“ festzulegen.

Beschluss-Nr. 26-03/24 SR:
Der Stadtrat der Stadt Mansfeld beschließt gemäß § 11 Abs. 
2 GKG LSA i. V. m. § 56 Abs. 3 und 4 KVG LSA, die gewählte 
Vertreterin Frau Carina Senft aus Harzgerode in die Verbands-
versammlung des Wasserverbandes „Südharz“ zu entsenden.

Beschluss-Nr. 27-03/24 SR:
Der Stadtrat der Stadt Mansfeld beschließt, den gewählten 
Vertreter Herrn Eberhard Freund aus Mansfeld in die Verbands-
versammlung des Unterhaltungsverbandes „Wipper-Weida“ zu 
entsenden.

Beschluss-Nr. 28-03/24 SR:
Der Stadtrat der Stadt Mansfeld beschließt, den gewählten 
Stellvertreter Herrn Marc Meißner aus Mansfeld in die Verbands-
versammlung des Unterhaltungsverbandes „Wipper-Weida“ zu 
entsenden.

Beschluss-Nr. 29-03/24 SR:
Der Stadtrat der Stadt Mansfeld beschließt, den gewählten Ver-
treter Herrn Michael Sommer aus Annarode in die Verbandsver-
sammlung des Unterhaltungsverbandes „Helme“ zu entsenden.

Beschluss-Nr. 30-03/24 SR:
Der Stadtrat der Stadt Mansfeld beschließt, die durch die Frak-
tionen benannten Vertreter
Frau Marlitt Wiele (FWG-Fraktion) aus Vatterode,
Herrn Michael Sommer (FBM-Fraktion) aus Annarode,
Herrn Thomas Staub (AfD-Fraktion) aus Mansfeld,
in den Aufsichtsrat der Mansfelder Wohnungsbau- und Verwal-
tungsgesellschaft mbH zu entsenden.

Beschluss-Nr. 31-03/24 SR:
Der Stadtrat der Stadt Mansfeld beschließt den Beitritt zur 
Haushaltssatzung 2024. Mit dem Beitrittsbeschluss wird der § 
2 der Haushaltssatzung wie folgt geändert:

§ 2

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahme für Inves-
titionen und Investitions-förderungsmaßnahmen (Kreditermäch-
tigung) wird auf 644.400,00 € festgesetzt.

Beschluss-Nr. 32-03/24 SR:
Personalangelegenheiten
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§ 2 
Sitzungszeiten, Dauer und Vertagung

(1) Die Sitzungen sollen nicht nach 19:30 Uhr beginnen und spätes-
tens nach 4 Stunden beendet werden.
(2) Nach 22:00 Uhr werden keine weiteren Tagesordnungspunkte 
aufgerufen. Der in der Beratung befindliche Tagesordnungspunkt 
wird abschließend behandelt. Danach ist die Sitzung zu schließen. 
Sofern die Sitzung nicht gemäß § 1 Abs. 4 Sätze 3 bis 5 an einem 
der nächsten Tage fortgesetzt wird, sind die restlichen Punkte in der 
nächstfolgenden Sitzung an vorderster Stelle zu behandeln.

§ 3 
Umgang mit Dokumenten und elektronischen Medien

(1) Der Verschwiegenheitspflicht nach § 32 Abs. 2 KVG LSA unterfal-
lende schriftliche und elektronische Dokumente, insbesondere Sit-
zungsunterlagen, sind so aufzubewahren, dass sie dem unbefugten 
Zugriff Dritter entzogen sind. Im Umgang mit solchen Dokumenten 
sind die Geheimhaltungsinteressen und der Datenschutz zu be-
achten. Werden diese Dokumente für die Tätigkeit als Mitglied des 
Stadtrates nicht mehr benötigt, sind sie zurückzugeben oder daten-
schutzkonform zu vernichten bzw. zu löschen.
(2) Die Mitglieder des Stadtrates, die über die technischen Voraus-
setzungen zum Versenden und Empfangen elektronischer Post 
verfügen, können dem Bürgermeister schriftlich eine elektronische 
Adresse mitteilen, an die Einladungen im Sinne des § 53 KVG LSA 
und von der Anträge und Anfragen im Sinne des § 43 Abs. 3 KVG 
LSA versandt werden.
(3) Die Stadt Mansfeld betreibt als Grundlage für die digitale Rats-
arbeit ein internetbasiertes elektronisches Ratsinformationssystem. 
An der digitalen Ratsarbeit kann jedes Mitglied des Stadtrates durch 
verbindliche schriftliche Erklärung gegenüber dem Bürgermeister 
teilnehmen. Diese Erklärung gilt für die gesamte laufende Wahlperi-
ode des Stadtrates. Das Nähere regelt die Richtlinie über die digitale 
Ratsarbeit in der Anlage der Geschäftsordnung.
(4) Die Nutzung elektronischer Medien während der Sitzung darf nur 
erfolgen, soweit durch sie eine aktive Sitzungsteilnahme nicht ge-
fährdet und der Sitzungsverlauf nicht gestört wird. Für die Fertigung 
von Ton- und Bildaufnahmen durch Mitglieder des Stadtrates gilt § 5 
Abs. 3 entsprechend.

§ 4 
Tagesordnung

(1) Der Vorsitzende des Stadtrates stellt die Tagesordnung im Einver-
nehmen mit dem Bürgermeister auf. Die Tagesordnung gliedert sich 
in einen öffentlichen und bei Bedarf in einen nicht öffentlichen Teil.
(2) Anträge zur Tagesordnung können Stadtratsmitglieder und Frakti-
onen bis spätestens 14 Tage vor der Sitzung stellen. Die Anträge sind 
dem Vorsitzenden schriftlich zuzuleiten. Auf Antrag eines Viertels der 
Mitglieder des Stadtrates oder einer Fraktion ist ein Verhandlungs-
gegenstand auf die Tagesordnung spätestens der übernächsten 
Sitzung zu setzen. Dies gilt nicht, wenn der Stadtrat den gleichen 
Verhandlungsgegenstand innerhalb der letzten sechs Monate be-
reits verhandelt hat.
(3) Nach erfolgter Einladung ist die Erweiterung der Tagesordnung 
um Angelegenheiten, die in öffentlicher Sitzung zu behandeln wären, 
nicht zulässig. Die Erweiterung der Tagesordnung um eine dringen-
de Angelegenheit, die in nicht öffentlicher Sitzung (§ 6) zu behan-
deln wäre, ist nur zu Beginn einer nicht öffentlichen Sitzung zulässig, 
wenn alle Mitglieder des Stadtrates anwesend sind und kein Mitglied 
widerspricht.
(4) Der Stadtrat beschließt zu Beginn der jeweiligen Sitzung über die 
Feststellung der Tagesordnung und über die öffentliche oder nicht 
öffentliche Behandlung der Tagesordnungspunkte.
Auf Antrag kann über die Absetzung von Angelegenheiten von der 
Tagesordnung oder die Änderung der Reihenfolge der Tagesord-
nungspunkte mit der Mehrheit der auf „ja“ oder „nein“ lautenden 
Stimmen entschieden werden. Betrifft ein Antrag eine Angelegen-
heit, die nicht in den Aufgabenbereich der Stadt fällt, ist der Antrag 
ohne Sachdebatte durch Beschluss des Stadtrates von der Tages-
ordnung abzusetzen.

Satzungen

GESCHÄFTSORDNUNG für den Stadtrat  
der Stadt Mansfeld und seine Ausschüsse
Der Stadtrat der Stadt Mansfeld hat gem. § 59 Kommunalver-
fassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 
17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288), in der derzeit geltenden Fas-
sung, in seiner Sitzung am 03.07.2024 folgende Geschäftsord-
nung für den Stadtrat der Stadt Mansfeld und seine Ausschüsse 
beschlossen:

I. Abschnitt

Sitzungen des Stadtrates

§ 1 
Einberufung, Einladung, Teilnahme

(1) Der Vorsitzende des Stadtrates beruft den Stadtrat im Ein-
vernehmen mit dem Bürgermeister schriftlich oder elektronisch 
unter Mitteilung der Tagesordnung und Angabe von Ort und Zeit 
der Sitzung ein. Die Einladung zur konstituierenden Sitzung des 
Stadtrates erfolgt durch den Bürgermeister. Bei Durchführung 
einer Videokonferenzsitzung nach § 23 bzw. einer Hybridsitzung 
nach § 24 wird der Zugang zur Ton- und Bildübertragung mit der 
Einberufung als Link im Ratsinformationssystem zur Verfügung 
gestellt. Mitglieder des Stadtrates, die an der digitalen Ratsar-
beit gemäß § 3 Abs. 3 teilnehmen, erhalten ihre Sitzungsunter-
lagen regelmäßig in digitaler Form. Sie werden per E-Mail an die 
für sie hinterlegte Adresse spätestens bis zum Tag vor dem Be-
ginn der Mindest-Ladungsfrist nach Abs. 4 informiert, dass die 
Einladung sowie die dazugehörigen Unterlagen im Ratsinforma-
tions- system bereitgestellt wurden. Damit gelten die Einladung 
und die Unterlagen als zugegangen.
(2) Der Einladung sind die für die Verhandlung erforderlichen 
Unterlagen grundsätzlich beizufügen. Für jeden Tagesordnungs-
punkt sollen die nötigen Unterlagen und ggf. ein Beschlussvor-
schlag (Vorlage) des Bürgermeisters beigefügt werden, aus dem 
- soweit möglich - auch die Beschlüsse der beteiligten Aus-
schüsse ersichtlich sind. Liegen besondere Gründe vor, können 
die Unterlagen ausnahmsweise nachgereicht werden.
(3) Der Stadtrat ist einzuberufen, wenn es die Geschäftslage 
erfordert. Er ist unverzüglich einzuberufen, wenn es ein Viertel 
der Mitglieder unter Angabe des Verhandlungsgegenstandes 
verlangt oder sofern die letzte Sitzung länger als drei Monate 
zurückliegt und ein Mitglied des Stadtrates die Einberufung un-
ter Angabe des Beratungsgegenstandes beantragt. Der Antrag 
auf unverzügliche Einberufung des Stadtrates nach Satz 2 ist 
schriftlich beim Vorsitzenden einzureichen.
(4) Die Einladung hat so rechtzeitig wie möglich zu erfolgen, min-
destens jedoch unter Einhaltung einer Frist von 1 Woche vor 
der Sitzung. Dies gilt nicht, wenn eine Sitzung des Stadtrates 
vor Erschöpfung der Tagesordnung vertagt werden muss (§ 2 
Abs. 2). In diesem Fall kann die Sitzung zur Erledigung der rest-
lichen Tagesordnung an einem der nächsten Tage fortgesetzt 
werden. Eine erneute schriftliche Ladung sowie die Einhaltung 
einer Frist sind nicht erforderlich. Die in der Sitzung nicht anwe-
senden Stadträte sind von dem neuen Termin unverzüglich zu 
unterrichten.
(5) In dringenden Angelegenheiten, die keinen Aufschub dulden 
(Notfall), kann der Stadtrat vom Vorsitzenden ohne Frist, form-
los und nur unter Angabe der Verhandlungsgegenstände einbe-
rufen werden. Ein Notfall ist gegeben, wenn die Beratung und 
Entscheidung über die Angelegenheit nicht bis zur nächsten 
Sitzung aufgeschoben werden kann, ohne dass nicht zu beseiti-
gende Nachteile eintreten.
(6) Wer nicht oder nicht rechtzeitig an den Sitzungen teilnehmen 
kann oder die Sitzung vorzeitig verlassen muss, hat dies dem 
Vorsitzenden des Stadtrates vor der Sitzung anzuzeigen.
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a) Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen 
Einberufung, der fehlenden Mitglieder des Stadtrates und 
der Beschlussfähigkeit,

b) Entscheidung über Änderungsanträge zur Tagesordnung 
und Feststellung der Tagesordnung,

c) Abstimmung über die Niederschrift,
d) Bekanntgabe von Mitteilungen und Bericht des Bürger-

meisters über die Ausführung gefasster Beschlüsse, ggf. 
über wichtige städtische Angelegenheiten und Eilentschei-
dungen,

e) Einwohnerfragestunde,
f) Behandlung der Tagesordnungspunkte der öffentlichen Sit-

zung,
g) Anfragen und Anregungen,
h) Schließung des öffentlichen Teils der Sitzung,
i) Behandlung der Tagesordnungspunkte der nicht öffentli-

chen Sitzung,
j) Schließung des nicht öffentlichen Teils der Sitzung,
k) Wiederherstellung der Öffentlichkeit und Bekanntgabe der 

Beschlüsse des nicht öffentlichen Teils,
l) Schließung der Sitzung.
 
(4) Die einzelnen Punkte der Tagesordnung kommen in der 
durch die Einladung festgelegten Reihenfolge zur Beratung und 
Abstimmung. § 4 Abs. 4 Satz 2 bleibt unberührt.

§ 8 
Einwohnerfragestunde

(1) Der Stadtrat sowie seine beschließenden Ausschüsse führen 
im Rahmen ordentlicher öffentlicher Sitzungen eine Einwohner-
fragestunde durch.
(2) Der Vorsitzende des Stadtrates bzw. des Ausschusses legt 
in der Einladung zur Sitzung den Beginn der Fragestunde fest.
(3) Der Vorsitzende des Stadtrates bzw. des Ausschusses stellt 
den Beginn und das Ende der Fragestunde fest. Findet sich zu 
Beginn der Fragestunde kein Einwohner ein, kann sie geschlos-
sen werden. Die Fragestunde soll auf höchstens 30 Minuten be-
grenzt sein.
(4) Jeder Einwohner ist berechtigt, grundsätzlich 3 Fragen zu 
stellen. Zugelassen werden nur Fragen von allgemeinem Inter-
esse, die in die Zuständigkeit der Stadt fallen. Bestehen Zwei-
fel, dass der Fragesteller Einwohner der Stadt ist, so hat sich 
dieser gegenüber einem Beauftragten der Stadt auszuweisen. 
Die Erhebung und Verarbeitung der personenbezogenen Daten 
des Fragestellers erfolgt auf der Grundlage des Art. 6 Abs. 1 
Buchst. c der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und nur 
zum Zwecke der schriftlichen Beantwortung der Anfrage, sofern 
diese nicht sofort und vollständig mündlich beantwortet werden 
kann. Nach Beantwortung werden die Daten gelöscht bzw. an-
onymisiert. In die Niederschrift werden nur anonymisierte Daten 
übernommen.
(5) Angelegenheiten der Tagesordnung können Gegenstand der 
Einwohnerfragestunde sein.
(6) Die Beantwortung der Fragen erfolgt in der Regel mündlich 
durch den Bürgermeister oder den Vorsitzenden des Stadtrates 
bzw. des Ausschusses. Anschließend ist allen Fraktionen Ge-
legenheit zur Stellungnahme zu geben. Eine Aussprache findet 
nicht statt. Ist die Beantwortung einer Frage in der Sitzung nicht 
möglich, erhält der Einwohner eine schriftliche Antwort, die in-
nerhalb von 6 Wochenzu erteilen ist.
(7) Nach den Beschlüssen der Ortschaftsräte Abberode, 
Annarode, Biesenrode, Braunschwende, Friesdorf, Gorenzen, 
Großörner, Hermerode, Mansfeld, Molmerswende, Piskaborn, 
Siebigerode, Ritzgerode und Vatterode sind im Rahmen ihrer 
ordentlichen öffentlichen Sitzungen Fragestunden für die 
Einwohner der Stadt, die in der jeweiligen Ortschaft wohnen, in 
entsprechender Anwendung der Absätze 1 bis 6 durchführen.

§ 5 
Öffentlichkeit von Sitzungen

(1) Jedermann hat das Recht, an öffentlichen Sitzungen des 
Stadtrates und seiner Ausschüsse teilzunehmen. Sind die für 
Zuhörer vorgesehenen Plätze besetzt, können weitere Interes-
senten zurückgewiesen werden. Zuhörer sind nicht berechtigt, 
in Sitzungen das Wort zu ergreifen oder sich selbst an den Ver-
handlungen zu beteiligen.
(2) An den öffentlichen Sitzungen können Vertreter der Presse, 
des Rundfunks und ähnlicher Medien teilnehmen. Ihnen sind be-
sondere Sitze zuzuweisen. Abs. 1 Sätze 2 und 3 findet entspre-
chende Anwendung.
(3) Ton- und Bildübertragungen sowie Ton- und Bildaufzeichnun-
gen öffentlicher Sitzungen durch Presse, Rundfunk und ähnliche 
Medien sind zulässig, wenn sie den Sitzungsablauf nicht beein-
trächtigen. Sie sind dem Vorsitzenden vorher anzuzeigen. Dieser 
ist berechtigt, Auflagen, die der Aufrechterhaltung der Ordnung 
in der Sitzung dienen, zu erteilen. Dem Vorsitzenden des Stadt-
rates steht darüber hinaus im Rahmen seiner Ordnungsfunktion 
(§ 57 Abs. 1 Satz 2 KVG LSA) das Recht zu, Bild- und Tonauf-
zeichnungen sowie -übertragungen zu untersagen.
(4) Unter den in Abs. 3 genannten Voraussetzungen sind auch 
durch den Stadtrat und die Ausschüsse veranlasste Ton- und 
Bildübertragungen sowie Ton- und Bildaufzeichnungen öffent-
licher Sitzungen zulässig. Nach Satz 1 erstellte Ton- und Bild-
träger sind dem Stadtarchiv zur Übernahme in das kommunale 
Archivgut zu übergeben.

§ 6 
Ausschluss der Öffentlichkeit

(1) Durch Beschluss des Stadtrates ist im Rahmen des § 52 Abs. 
2 KVG LSA über den Ausschluss der Öffentlichkeit von einzel-
nen Tagesordnungspunkten zu entscheiden. Soweit das öffent-
liche Wohl oder berechtigte Interessen Einzelner dies erfordern, 
werden insbesondere in nicht öffentlicher Sitzung behandelt: 

a) Personalangelegenheiten,
b) Angelegenheiten des übertragenen Wirkungskreises, 

deren nicht öffentliche Behandlung im Einzelfall von der 
Fachaufsichtsbehörde verfügt ist,

c) persönliche Angelegenheiten der Mitglieder des Stadtrates,
d) Grundstücksangelegenheiten sowie die Ausübung des 

Vorkaufsrechtes,
e) Vergabeentscheidungen,
f) sonstige Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch 

Gesetz vorgeschrieben ist.
 
(2) In nicht öffentlicher Sitzung gefasste Beschlüsse sind nach 
Wiederherstellung der Öffentlichkeit oder - wenn dies ungeeig-
net ist - in der nächsten öffentlichen Sitzung bekannt zu geben, 
sofern nicht das öffentliche Wohl oder berechtigte Interessen 
Einzelner entgegenstehen.

§ 7 
Sitzungsleitung und -verlauf

(1) Der Vorsitzende hat die Sitzung unparteiisch zu leiten. Er ruft 
die Verhandlungsgegenstände auf und stellt sie zur Beratung 
und Beschlussfassung. Will er zu einem Verhandlungsgegen-
stand als Mitglied des Stadtrates sprechen, so gibt er den Vor-
sitz für die Dauer der Beratung und Beschlussfassung dieses 
Gegenstandes an seinen Stellvertreter ab.
(2) Sind der Vorsitzende und seine Stellvertreter verhindert, so 
wählt der Stadtrat unter Vorsitz des an Jahren ältesten anwe-
senden Mitgliedes für die Dauer der Verhinderung, längstens für 
die Dauer der Sitzung, einen Vorsitzenden aus seiner Mitte.
(3) Die Sitzungen des Stadtrates sind grundsätzlich in folgender 
Reihenfolge durchzuführen: 
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zenden auch schriftlich vorzulegen. Hält der Vorsitzende einen 
Antrag für unzulässig, so hat er vorab über die Zulässigkeit ab-
stimmen zu lassen.
Außerhalb der Sitzung können Anträge auch beim Vorsitzen-
den des Stadtrates oder beim Bürgermeister schriftlich, unter 
der Voraussetzung des § 3 Abs. 2 elektronisch oder zur Nieder-
schrift, eingereicht werden.
(2) Anträge können, solange darüber noch nicht abgestimmt 
wurde, zurückgezogen werden.
Ein zurückgezogener Antrag kann von einem anderen Mitglied 
des Stadtrates aufgenommen werden mit der Wirkung, dass 
über den aufgenommenen anstelle des zurückgezogenen An-
trages abgestimmt wird.

§ 12 
Geschäftsordnungsanträge

(1) Folgende Anträge zur Geschäftsordnung können jederzeit 
gestellt werden:

a) Schluss der Rednerliste,
b) Verweisung an einen Ausschuss oder den Bürgermeister,
c) Absetzung einer Angelegenheit von der Tagesordnung oder 

Vertagung,
d) Festsetzung sowie Verlängerung und Verkürzung der Rede-

zeit,
e) Unterbrechung, Vertagung oder Beendigung der Sitzung,
f) Ausschluss oder Wiederherstellung der Öffentlichkeit,
g) Zurückziehung von Anträgen,
h) Anhörung von Personen, insbesondere Sachverständigen,
i) Feststellung des Mitwirkungsverbotes eines Stadtratsmit-

gliedes,
j) Feststellung der Beschlussunfähigkeit des Stadtrates im 

Verlauf der Sitzung,
k) Antrag auf namentliche Abstimmung.

(2) Über die Anträge zur Geschäftsordnung nach Absatz 1 ent-
scheidet der Stadtrat vor der Beschlussfassung zum Verhand-
lungsgegenstand.
(3) Meldet sich ein Mitglied des Stadtrates „zur Geschäftsord-
nung“ durch Erheben beider Hände, so muss ihm das Wort 
außerhalb der Reihenfolge erteilt werden. Es darf dadurch kein 
Sprecher unterbrochen werden. Bemerkungen zur Geschäfts-
ordnung dürfen nicht länger als 3 Minuten dauern. Sie dürfen 
sich mit der Sache selbst nicht befassen, sondern nur den Ge-
schäftsordnungsantrag begründen.

§ 13 
Abstimmungen

(1) Nach Schluss der Beratung oder nach Annahme des Ge-
schäftsordnungsantrages auf „Schluss der Rednerliste“ lässt 
der Vorsitzende des Stadtrates abstimmen. Während der Ab-
stimmung können keine weiteren Anträge gestellt werden. An-
träge über die abgestimmt werden soll, sollen vor der Abstim-
mung im Wortlaut verlesen werden, sofern sie den Mitgliedern 
des Stadtrates nicht schriftlich oder elektronisch vorliegen.
(2) Über jeden Antrag oder Beschlussvorschlag ist gesondert 
abzustimmen.
(3) Stehen mehrere Anträge zur Abstimmung, so wird über sie in 
der nachstehenden Reihenfolge abgestimmt:
a) Anträge zur Geschäftsordnung,
b) Anträge von Ausschüssen; über sie ist vor allen anderen An-

trägen zum gleichen Verhandlungsgegenstand abzustimmen,
c) weitergehende Anträge, insbesondere Änderungs- und Zu-

satzanträge, die einen größeren Aufwand erfordern oder die 
eine einschneidendere Maßnahme zum Gegenstand haben,

d) früher gestellte Anträge vor später gestellten, sofern der 
spätere Antrag nicht unter Buchstaben a) bis c) fällt.

In Zweifelsfällen entscheidet der Vorsitzende des Stadtrates. Bei 
Widerspruch entscheidet der Stadtrat durch einfache Stimmen-
mehrheit.

§ 9 
Anregungen und Beschwerden der Einwohner

Die Einwohner der Stadt Mansfeld haben das Recht, sich mit 
Anregungen und Beschwerden an den Stadtrat zu wenden. An-
tragsteller sollen über die Stellungnahme des Stadtrates mög-
lichst innerhalb von 6 Wochen unterrichtet werden. Ansonsten 
ist ein Zwischenbescheid zu erteilen.

§ 10 
Beratung der Verhandlungsgegenstände

(1) Der Vorsitzende eröffnet die Beratung zu dem jeweiligen Ta-
gesordnungspunkt. Der Bürgermeister oder sein Vertreter erläu-
tert und begründet einleitend den Verhandlungsgegenstand.
Ergänzend kann sich der Vortrag eines Sachverständigen an-
schließen. Diese haben bei nicht öffentlichen Sitzungen den 
Sitzungsraum zu verlassen, bevor in der entsprechenden An-
gelegenheit beraten wird. Die Beratung des jeweiligen Tages-
ordnungspunktes erfolgt nach Wortmeldung durch Erheben der 
Hand bzw. beider Hände für Anträge zur Geschäftsordnung.
(2) Die Mitglieder des Stadtrates, die wegen persönlicher Betei-
ligung gemäß § 33 KVG LSA (Mitwirkungsverbot) von der Be-
ratung und Abstimmung ausgeschlossen sein könnten, haben 
dies dem Vorsitzenden des Stadtrates vor Beginn der Beratung 
des entsprechenden Tagesordnungspunktes unaufgefordert 
mitzuteilen und den Sitzungsraum zu verlassen. Bei öffentlicher 
Sitzung kann sich das Mitglied in dem für Zuhörer bestimmten 
Teil des Sitzungsraumes aufhalten.
(3) Ein Mitglied des Stadtrates darf in der Sitzung nur dann 
sprechen, wenn ihm der Vorsitzende das Wort erteilt. Das Wort 
kann wiederholt erteilt werden. Der Vorsitzende erteilt das Wort 
möglichst in der Reihenfolge der Wortmeldungen. Melden sich 
mehrere Mitglieder gleichzeitig zu Wort, so entscheidet der Vor-
sitzende über die Reihenfolge. Dem Bürgermeister ist zur tat-
sächlichen und rechtlichen Klarstellung des Sachverhalts auch 
außerhalb der Reihenfolge der Wortmeldungen das Wort zu er-
teilen.
(4) Die Redner sprechen grundsätzlich von ihrem Platz aus. 
Die Anrede ist an den Stadtrat, nicht an die Zuhörer zu richten. 
Die Redner haben sich an den zur Beratung stehenden Antrag 
zu halten und nicht vom Thema abzuweichen. Die Anzahl 
der Wortmeldungen eines Mitgliedes oder der Mitglieder des 
Stadtrates insgesamt kann vom Stadtrat durch Beschluss fest-
gelegt werden. Die Redezeit wird auf 3 Minuten festgelegt. Die 
Redezeit für die Ortsbürgermeister beträgt ebenfalls 3 Minuten. 
Ausgenommen von dieser Redezeitbegrenzung ist der Bürger-
meister, der Vorsitzende des Stadtrates und der Stadtrat, der 
einen Antrag in den Stadtrat einbringt.
(5) Während der Beratung sind nur zulässig: 

a) Änderungs- und Zusatzanträge (Sachanträge) gemäß § 11,
b) Anträge zur Geschäftsordnung gemäß § 12.
 
(6) Der Gleichstellungsbeauftragten ist auf Verlangen, und so-
weit Aufgaben ihres Geschäftsbereiches betroffen sind, in der 
Reihenfolge der Wortmeldungen das Wort zu erteilen.
(7) Den Vertretungsberechtigten von Einwohneranträgen und 
Bürgerbegehren ist zu Beginn der Beratung des Einwohner-
antrages bzw. des Bürgerbegehrens Gelegenheit zu geben, ihr 
Anliegen zu erläutern. Ihr Wortbeitrag soll sich auf 10 Minuten 
beschränken. In einer anschließenden Beratung kann ihnen vom 
Vorsitzenden das Wort erteilt werden.
(8) Der Vorsitzende des Stadtrates und der Antragsteller haben 
das Recht zur Schlussäußerung.
Die Beratung des jeweiligen Tagesordnungspunktes wird vom 
Vorsitzenden des Stadtrates geschlossen.

§ 11 
Sachanträge

(1) Änderungs- und Zusatzanträge können bis zur Abstimmung 
gestellt werden. Mündlich gestellte Anträge sind dem Vorsit-
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§ 15 
Unterbrechung und Verweisung

(1) Der Vorsitzende des Stadtrates kann die Sitzung unterbre-
chen. Er hat die Sitzung zu unterbrechen, wenn auf Antrag eines 
Mitgliedes des Stadtrates ein entsprechender Beschluss von 
der Mehrheit der anwesenden Stadtratsmitglieder gefasst wird. 
Die Unterbrechung soll im Regelfall nicht länger als 15 Minuten 
dauern.
(2) Der Stadtrat kann nach erfolgter Unterbrechung: 

a) Tagesordnungspunkte zur nochmaligen Beratung an den 
mit der Vorbereitung befassten Ausschuss zurückverwei-
sen,

b) Tagesordnungspunkte zur erneuten Vorbereitung an den 
Bürgermeister zurückverweisen,

c) die Beratung über den Tagesordnungspunkt vertagen.
 
(3) Über entsprechende Anträge ist sofort abzustimmen. Der 
Schlussantrag geht bei der Abstimmung einem Verweisungs- 
und dieser einem Vertagungsantrag vor.
(4) Jeder Antragsteller kann bei demselben Punkt der Tagesord-
nung nur einen Verweisungs-, Vertagungs- oder Schlussantrag 
stellen.

§ 16 
Niederschrift

(1) Über jede Sitzung des Stadtrates ist eine Niederschrift an-
zufertigen, die vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu 
unterzeichnen ist. Der Protokollführer ist ein Beschäftigter der 
Stadt Mansfeld und wird vom Bürgermeister bestellt.
(2) Die Niederschrift muss mindestens enthalten: 

a) die Angabe, ob eine Sitzung nach §§ 23 oder 24 durchge-
führt wurde,

b) Datum, Ort, Beginn und Ende der Sitzung sowie etwaige 
Sitzungsunterbrechungen,

c) die Namen der anwesenden und fehlenden Mitglieder des 
Stadtrates,

d) die Feststellung der ordnungsgemäßen Einberufung und 
der Beschlussfähigkeit sowie die Genehmigung der Tages-
ordnung,

e) die Tagesordnung,
f) den Wortlaut der Anträge und Beschlüsse,
g) die Ergebnisse der Abstimmungen und Wahlen, bei nament-

licher Abstimmung (§ 12 Abs. 5 Satz 2) ist die Entscheidung 
jedes Mitglieds des Stadtrates in der Niederschrift zu ver-
merken,

h) Vermerke darüber, welche Stadtratsmitglieder verspätet er-
schienen sind oder die Sitzung vorzeitig oder wegen Befan-
genheit vorübergehend verlassen haben, wobei ersichtlich 
sein muss, an welchen Abstimmungen oder Wahlen und 
aus welchem Grund die Betroffenen nicht teilgenommen 
haben,

i) Anfragen der Mitglieder des Stadtrates,
j) die Angabe, ob die Beratung über die einzelnen Tagesord-

nungspunkte öffentlich oder nicht öffentlich stattgefunden 
hat,

k) sonstige wesentliche Inhalte der Sitzung (insbesondere Ein-
wohnerfragestunden, Ordnungsmaßnahmen).

 
Der Vorsitzende und jedes Mitglied des Stadtrates können ver-
langen, dass ihre Erklärungen wörtlich in der Niederschrift fest-
gehalten werden. Dies ist durch Wortmeldung anzuzeigen.
(3) Die Niederschrift ist nach Unterzeichnung allen Mitgliedern 
des Stadtrates unverzüglich schriftlich zuzusenden oder elek-
tronisch zuzuleiten. Die Niederschrift über die in nicht öffentli-
cher Sitzung behandelten Tagesordnungspunkte ist gesondert 
zu protokollieren und im verschlossenen Umschlag mit dem 
Aufdruck „Vertraulich“ zu versenden.

(4) Vor jeder Abstimmung hat der Vorsitzende des Stadtrates die 
Frage, über die abgestimmt werden soll, so zu formulieren, dass sie 
mit „ja“ oder „nein“ beantwortet werden kann.
(5) Es wird offen durch Handzeichen abgestimmt. Mit der Mehrheit 
der anwesenden Mitglieder kann eine namentliche Abstimmung 
verlangt werden. Jedes Mitglied des Stadtrates kann verlangen, 
dass in der Niederschrift vermerkt wird, wie es abgestimmt hat.
(6) Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen zählen bei der Fest-
stellung des Abstimmungsergebnisses nicht mit. Der Vorsitzende 
stellt anhand der Mehrheit der auf „ja“ oder „nein“ lautenden Stim-
men fest, ob der Antrag angenommen oder abgelehnt ist. Bei Stim-
mengleichheit ist der Antrag abgelehnt. Das Abstimmungsergebnis 
gibt der Vorsitzende unverzüglich nach der Abstimmung bekannt.
(7) Wird das Ergebnis von einem Mitglied des Stadtrates angezwei-
felt, so ist die Abstimmung zu wiederholen und das Ergebnis mit der 
Zahl der auf „Ja“ und „Nein“ lautenden Stimmen, der Stimmenthal-
tungen und ungültigen Stimmen festzuhalten.
(8) Über Gegenstände einfacher Art kann außerhalb einer Stadtrats-
sitzung im Wege der Offenlegung oder im schriftlichen Verfahren 
beschlossen werden. Ein hierbei gestellter Antrag ist angenommen, 
wenn kein stimmberechtigtes Mitglied innerhalb einer Woche nach 
Bekanntgabe widerspricht.

§ 14 
Wahlen

(1) Wahlen werden nur in den gesetzlich ausdrücklich genannten 
Fällen durchgeführt. Sie werden geheim mit Stimmzetteln vor-
genommen; es kann offen gewählt werden, wenn kein Mitglied 
widerspricht.
(2) Zur Vorbereitung und Durchführung von Wahlen von Perso-
nen werden aus der Mitte des Stadtrates mehrere Stimmenzäh-
ler bestimmt.
(3) Als Stimmzettel sind äußerlich gleiche Zettel zu verwenden. 
Die Stimmzettel sind so vorzubereiten, dass jeder Kandidat 
durch ein Kreuz kenntlich gemacht werden kann. Die farbliche 
Markierung erfolgt einheitlich, um Rückschlüsse auf die stimm-
abgebende Person zu vermeiden. Die Stimmzettel sind vor der 
Abgabe zu falten.
(4) Ungültig sind Stimmen, sofern der Stimmzettel: 

a) nicht als amtlich erkennbar ist,
b) leer ist,
c) den Willen des Stimmberechtigten nicht zweifelsfrei erken-

nen lässt,
d) einen Zusatz, Vorbehalte oder weitere Beschriftungen ent-

hält,
e) mehr als eine Stimme für einen Bewerber enthält.

(5) Die Auszählung der Stimmen hat in Anwesenheit der Mitglieder 
des Stadtrates zu erfolgen.
(6) Gewählt ist die Person, die im ersten Wahlgang die Stimmen 
der Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder er-
halten hat. Wird diese Mehrheit nicht erreicht, so findet ein zweiter 
Wahlgang statt. Im zweiten Wahlgang ist die Person gewählt, die 
die meisten Stimmen
erhalten hat. Ergibt sich im zweiten Wahlgang Stimmengleichheit, 
so entscheidet das Los, das der Vorsitzende zieht. Soweit im 
ersten Wahlgang nur eine Person zur Wahl stand und diese Person 
die erforderliche Mehrheit nicht erreicht hat, finden die Sätze 2 bis 
4 keine Anwendung. Der Vorsitzende gibt das Wahlergebnis unmit-
telbar nach der Wahl bekannt.
(7) Sind mehrere Personen zu wählen, können die Wahlen in einem 
Wahlvorgang durchgeführt werden, indem alle Bewerber auf einem 
Stimmzettel erfasst werden und je zu besetzende Stelle eine Stim-
me vergeben werden kann. Gewählt sind die Bewerber in der Rei-
henfolge der Zahl, der für sie abgegebenen gültigen Stimmen, wenn 
zugleich die Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglie-
der erreicht ist. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los, das der 
Vorsitzende zieht.
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§ 19 
Ordnungsmaßnahmen gegenüber Zuhörern

(1) Der Ordnungsgewalt und dem Hausrecht des Vorsitzenden 
des Stadtrates unterliegen alle Personen, die sich während einer 
Sitzung des Stadtrates im Sitzungssaal aufhalten.
(2) Wer als Zuhörer durch ungebührliches Verhalten die Sitzung 
stört oder Ordnung und Anstand verletzt, kann auf Anordnung 
des Vorsitzenden aus dem Sitzungsraum verwiesen und notfalls 
entfernt werden, wenn er durch den Vorsitzenden vorher min-
destens ein Mal auf die Folgen seines Verhaltens hingewiesen 
wurde. Entsteht während einer Sitzung des Stadtrates unter den 
Zuhörern störende Unruhe, die den Fortgang der Verhandlun-
gen in Frage stellt, so kann der Vorsitzende des Stadtrates nach 
vorheriger Ankündigung den für die Zuhörer bestimmten Teil des 
Sitzungsraumes räumen lassen, wenn die störende Unruhe auf 
andere Weise nicht zu beseitigen ist.
(3) Hat der Vorsitzende des Stadtrates zu einer Sitzung vorsorg-
lich Polizeischutz angefordert, so teilt er das zu Beginn der Sit-
zung dem Stadtrat einschließlich der Gründe hierfür mit.

II. Abschnitt

Fraktionen

§ 20 
Fraktionen

(1) Die Fraktionen geben dem Vorsitzenden des Stadtrates von 
ihrer Bildung, den Namen des Vorsitzenden und dessen Stell-
vertreters sowie der Mitglieder unverzüglich schriftlich Kenntnis; 
entsprechendes gilt für Veränderungen innerhalb der Fraktion 
und die Auflösung der Fraktion. Die Bildung und Auflösung so-
wie Veränderungen innerhalb der Fraktion werden mit dem Zu-
gang der schriftlichen Anzeige an den Vorsitzenden des Stadt-
rates wirksam.
(2) Die Bezeichnung der Fraktionen richtet sich nach der Kurz-
bezeichnung der Parteien und Wählergruppen sowie dem Na-
men von Einzelbewerbern, aufgrund deren Wahlvorschlages die 
Fraktionsmitglieder in den Stadtrat gewählt werden. Dabei darf 
jede Kurzbezeichnung einer Partei oder Wählergruppe im Stadt-
rat nur einmal verwendet werden. Der Fraktionswechsel einzel-
ner Stadtratsmitglieder lässt bestehende Fraktionsbezeichnun-
gen unberührt.
(3) Ein Mitglied des Stadtrates kann nicht mehreren Fraktionen 
angehören.

III. Abschnitt

Ausschüsse des Stadtrates

§ 21 
Verfahren in den Ausschüssen

(1) Soweit durch Gesetz nichts Abweichendes bestimmt ist, fin-
den für die Ausschüsse des Stadtrates die Bestimmungen die-
ser Geschäftsordnung entsprechend Anwendung.
(2) Die Einladung zur Sitzung hat so rechtzeitig wie möglich zu 
erfolgen, mindestens jedoch unter Einhaltung einer Frist von ei-
ner Woche vor der Sitzung. In dringenden Fällen kann die La-
dungsfrist auf drei Tage verkürzt werden.
(3) In jeder Ausschusssitzung sind die Tagesordnungspunkte:
a) Mitteilungen,
b) Anfragen,
c) Anregungen
vorzusehen.
(4) Die Tagesordnung und die Niederschrift zu den Sitzungen der 
Ausschüsse sind allen Ausschussmitgliedern und zusätzlich den 
übrigen Mitgliedern des Stadtrates zuzuleiten.
(5) Mitglieder des Stadtrates, die dem Ausschuss nicht ange-
hören, aber einen Antrag gestellt haben, über den in der Aus-
schusssitzung beraten oder beschlossen wird, erhalten frist-
gerecht eine Einladung zu dieser Sitzung sowie die den Antrag 

(4) Einwendungen gegen die Niederschrift sind grundsätzlich 
dem Vorsitzenden schriftlich oder unter der Voraussetzung des 
§ 2 Abs. 2 elektronisch zuzuleiten. Der Stadtrat stimmt in seiner 
nächsten Sitzung über die Niederschrift ab. Dabei ist auch über 
die schriftlich oder elektronisch vorgetragenen Einwendungen 
zu entscheiden. Wird der Einwendung nicht entsprochen, so ist 
das Mitglied des Stadtrates berechtigt, die Aufnahme einer ent-
sprechenden Erklärung in die Niederschrift zu verlangen.
(5) Zur Erleichterung der Erstellung der Niederschrift ist es dem 
Protokollführer gestattet, Tonaufzeichnungen anzufertigen. 
Nach Fertigstellung, Unterzeichnung und Abstimmung über die 
Niederschrift sind Tonaufzeichnungen zu löschen. § 5 Abs. 4 
bleibt unberührt.
(6) Die Einsichtnahme in die beschlossenen Niederschriften der 
öffentlichen Sitzungen ist jeder- mann nach vorheriger Anmel-
dung während der öffentlichen Sprechzeiten der Verwaltung 
gestattet. Kopien können gegen Erstattung der dadurch entste-
henden Kosten erworben werden.

§ 17 
Änderung und Aufhebung der Beschlüsse  
des Stadtrates

(1) Die Aufhebung oder Änderung eines Beschlusses des Stadt-
rates kann von einem Drittel der Anzahl der Mitglieder oder 
vom Bürgermeister beantragt werden. Der Stadtrat entscheidet 
hierüber frühestens in der nächsten Sitzung durch erneute Be-
schlussfassung.
(2) Ein nach Absatz 1 abgelehnter Antrag kann innerhalb von 
sechs Monaten nur dann erneut gestellt werden, wenn sich die 
Sach- oder Rechtslage wesentlich geändert hat.
(3) Ein Änderungs- oder Aufhebungsantrag ist unzulässig, soweit 
in Ausführung des Beschlusses des Stadtrates bereits Rechts-
positionen Dritter entstanden sind und diese nicht mehr aufge-
löst werden können, weil dies mit vertretbarem Aufwand nicht 
möglich ist oder zu Schadenersatzansprüchen führen kann.

§ 18 
Ordnung in den Sitzungen

(1) Der Vorsitzende sorgt für die Aufrechterhaltung der Ordnung 
in den Sitzungen und achtet auf die Einhaltung der Geschäfts-
ordnung. Er übt das Hausrecht aus.
(2) Verstößt ein Mitglied des Stadtrates gegen die Bestimmun-
gen der Geschäftsordnung oder verletzt es die Würde der Ver-
sammlung oder äußert es sich ungebührlich, so kann es vom 
Vorsitzenden unter Nennung des Namens „zur Ordnung“ geru-
fen werden. Persönliche Angriffe und Beleidigungen sind vom 
Vorsitzenden zu rügen. Ist ein Mitglied in derselben Sitzung drei-
mal zur Ordnung gerufen und beim zweiten Mal auf die Folgen 
eines dritten Ordnungsrufes hingewiesen worden, so kann ihm 
der Vorsitzende das Wort entziehen. Entsprechendes gilt, wenn 
ein Mitglied vom Verhandlungsgegenstand abschweift und vom 
Vorsitzenden „zur Sache“ gerufen wurde. Ist einem Mitglied des 
Stadtrates das Wort entzogen, so darf es zu diesem Punkt der 
Tagesordnung nicht mehr sprechen.
(3) Der Vorsitzende des Stadtrates kann einem Redner, der die 
festgesetzte Redezeit überschreitet, das Wort entziehen, wenn 
er ihn bereits auf den Ablauf der Redezeit hingewiesen hat.
(4) Der Vorsitzende des Stadtrates kann ein Mitglied bei grob un-
gebührlichem oder wiederholt ordnungswidrigem Verhalten von 
der Sitzung ausschließen. Das Mitglied hat den Sitzungsraum 
zu verlassen.
(5) Der Stadtrat kann ein Mitglied, das wiederholt Zuwiderhand-
lungen gegen die zur Aufrechterhaltung der Ordnung erlassenen 
Anordnungen begangen hat, durch Beschluss für höchstens vier 
Sitzungen ausschließen.
(6) Wird die Ordnung in einer Sitzung gestört und gelingt es dem 
Vorsitzenden nicht, sie wieder herzustellen, so kann er die Sit-
zung unterbrechen.
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eingegangenen Anfragen. Für das weitere Verfahren findet § 8 
Absätze 2 bis 6 entsprechend Anwendung.
(7) Im Falle einer festgestellten Notsituation i. S. v. § 56a Abs. 
1 Satz 1 KVG LSA kann anstelle einer Präsenzsitzung oder ei-
ner Videokonferenzsitzung die Beschlussfassung über Verhand-
lungsgegenstände im Wege eines schriftlichen oder elektroni-
schen Verfahrens nach Maßgabe von § 56a Abs. 3 KVG LSA 
durchgeführt werden. Über die Einleitung dieses Verfahrens 
entscheidet der Vorsitzende im Einvernehmen mit dem Bürger-
meister. Das Einverständnis zu dem schriftlichen oder elektroni-
schen Verfahren wird im Zuge der Beschlussfassung durch eine 
gesonderte Abstimmung ermittelt.

VI. Abschnitt

Hybridsitzungen

§ 24 
Durchführung von Hybridsitzungen

(1) Nach § 8 der Hauptsatzung können der Stadtrat sowie die 
beschließenden Ausschüsse öffentliche (und nicht öffentliche) 
Hybridsitzungen durchführen, an denen die Mitglieder ohne per-
sönliche Anwesenheit am Sitzungsort durch Zuschaltung mit-
tels Ton- und Bildübertragung (Videokonferenztechnik) an der 
Sitzung teilnehmen.
(2) Für die Einberufung und den Ablauf einer Hybridsitzung gel-
ten die in dieser Geschäftsordnung festgelegten Grundsätze 
entsprechend, soweit nachfolgend nichts Abweichendes gere-
gelt ist. Bei Störungen der Videokonferenztechnik, die nach § 
56b Abs. 2 Satz 1 KVG LSA im Verantwortungsbereich der Stadt 
Mansfeld liegen, ist die Sitzung von dem Vorsitzenden zu unter-
brechen oder abzubrechen. Sonstige Störungen der Zuschal-
tung sind unbeachtlich. Sie haben insbesondere keine Auswir-
kung auf die Wirksamkeit eines ohne das betroffene Mitglied 
gefassten Beschlusses.
(3) Zu Beginn der Sitzung stellt der Vorsitzende die Anwesen-
heit und Beschlussfähigkeit fest, indem er die anwesenden und 
zugeschalteten stimmberechtigten Mitglieder namentlich auf-
ruft. Sowohl die mittels Videokonferenztechnik zugeschalteten 
Mitglieder als auch die persönlich am Sitzungsort anwesenden 
Mitglieder melden sich durch eine kurze akustische Bestätigung 
zurück. Der Protokollführer trägt in die Anwesenheitsliste ein, ob 
das teilnehmende stimmberechtigte Mitglied persönlich anwe-
send oder durch Videokonferenztechnik zugeschaltet ist.
(4) Vor jeder Abstimmung stellt der Vorsitzende die Beschluss-
fähigkeit sowie die Funktionsfähigkeit des Videokonferenzsys-
tems fest. Abstimmungen erfolgen grundsätzlich namentlich.
Eine Abstimmung kann nur erfolgen, sofern gewährleistet ist, 
dass das Abstimmungsergebnis ohne Zeitverzug so dargestellt 
wird, dass das Stimmverhalten jedes persönlich anwesenden 
und zugeschalteten stimmberechtigten Mitgliedes für alle Mit-
glieder sowie im Falle öffentlicher Sitzungen für die Öffentlich-
keit erkennbar ist. Geheime Wahlen gemäß § 56 Abs. 3 KVG LSA 
sind im Rahmen einer Hybridsitzung unzulässig.
(5) Die mittels Videokonferenztechnik zugeschalteten Mitglieder 
müssen die Kamera während der gesamten Sitzung eingeschal-
tet lassen, auch wenn sie ihren Platz verlassen. Der Ton kann 
ausgeschaltet werden.

VII. Abschnitt

Schlussvorschriften, Inkrafttreten

§ 25 
Auslegung der Geschäftsordnung

Bei Zweifeln über Auslegung und Anwendung der Geschäfts-
ordnung entscheidet der Vorsitzende des Stadtrates. Erhebt 
sich gegen seine Entscheidung Widerspruch, so entscheidet 
der Stadtrat mit der Mehrheit der auf „ja“ oder „nein“ lautenden 
Stimmen. Bei Stimmengleichheit ist der Widerspruch zurückge-
wiesen.

betreffenden Sitzungsunterlagen.
(6) Die Ausschüsse können beschließen, zu einzelnen Punkten 
ihrer Tagesordnung in den Sitzungen Sachverständige und Ein-
wohner zu hören. Diese können an nicht öffentlichen Sitzungen 
nur zu dem Tagesordnungspunkt teilnehmen, zu dem sie gehört 
werden sollen und haben den Sitzungsraum zu verlassen, bevor 
in der entsprechenden Angelegenheit beraten wird.
(7) Berührt eine Angelegenheit das Arbeitsgebiet mehrerer Aus-
schüsse, so können diese zu gemeinsamen Sitzungen zusam-
mentreten.

IV. Abschnitt

Öffentlichkeitsarbeit

§ 22 
Unterrichtung der Öffentlichkeit und Presse

Öffentlichkeit und Presse werden vom Bürgermeister über die 
Tagesordnung der Sitzungen des Stadtrates und seiner Aus-
schüsse sowie über den wesentlichen Inhalt der gefassten Be-
schlüsse unterrichtet.

V. Abschnitt

Verfahren in außergewöhnlichen Notsituationen

§ 23 
Durchführung von Videokonferenzen und Abstim-
mungen in außergewöhnlichen Notsituationen

(1) Im Falle einer festgestellten Notsituation i. S. v. § 56a Abs. 1 
Satz 1 KVG LSA entscheidet der Vorsitzende im Einvernehmen 
mit dem Bürgermeister, ob die Sitzung in Form einer Videokon-
ferenz durchgeführt wird und beruft den Stadtrat unter Mittei-
lung der Tagesordnung sowie Angabe von Zeit und Zugang zum 
virtuellen Sitzungsraum ein. § 1 Abs. 2, Abs. 3 Satz 1 und 2 (1. 
Alternative), Absätze 4 und 5 sowie §§ 2 bis 5 gelten entspre-
chend.
(2) Für den Ablauf einer Videokonferenzsitzung gelten die in die-
ser Geschäftsordnung festgelegten Grundsätze, insbesondere 
die §§ 6, 7, 10 bis 13, 15, 16, 18 und 19, soweit nachfolgend 
nichts Abweichendes geregelt ist. Bei Störungen der Videokon-
ferenztechnik, die nach § 56a Abs. 2 Satz 2 KVG LSA im Verant-
wortungsbereich der Stadt Mansfeld liegen, ist die Sitzung von 
dem Vorsitzenden zu unterbrechen oder abzubrechen. Sonstige 
Störungen der Zuschaltung sind unbeachtlich. Sie haben insbe-
sondere keine Auswirkung auf die Wirksamkeit eines ohne das 
betroffene Mitglied gefassten Beschlusses.
(3) Zu Beginn der Sitzung stellt der Vorsitzende die Anwesen-
heit und Beschlussfähigkeit fest, indem er die stimmberechtig-
ten Mitglieder namentlich aufruft. Ist das aufgerufene Mitglied 
der Videokonferenz zugeschaltet, so meldet es sich durch eine 
kurze akustische Bestätigung zurück. Der Protokollführer trägt 
die teilnehmenden stimmberechtigten Mitglieder in eine Anwe-
senheitsliste ein.
(4) Vor jeder Abstimmung stellt der Vorsitzende die Beschluss-
fähigkeit sowie die Funktionsfähigkeit des Videokonferenzsys-
tems fest. Abstimmungen erfolgen grundsätzlich namentlich. 
Elektronisch kann nur abgestimmt werden, sofern gewährleistet 
ist, dass das Abstimmungsergebnis ohne Zeitverzug so darge-
stellt wird, dass das Stimmverhalten jedes stimmberechtigten 
Mitgliedes für alle Mitglieder sowie die Öffentlichkeit erkennbar 
ist.
(5) Die mittels Videokonferenztechnik zugeschalteten Mitglieder 
müssen die Kamera während der gesamten Sitzung eingeschal-
tet lassen, auch wenn sie ihren Platz verlassen. Der Ton kann 
ausgeschaltet werden.
(6) Im Rahmen der Bekanntmachung von Ort und Zeit der Video-
konferenzsitzung ist darauf hinzuweisen, dass anstelle der Ein-
wohnerfragestunde die Möglichkeit besteht, Fragen schriftlich 
oder elektronisch beim Vorsitzenden einzureichen. Im Rahmen 
der Videokonferenzsitzung verliest der Vorsitzende die bei ihm 
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§ 2 
Nutzung digitaler Endgeräte

(1) Die Mitglieder des Stadtrates nutzen eigene oder ihnen von 
Dritten überlassene bzw. bereitgestellte Endgeräte. Hierbei fin-
den folgende Regelungen Anwendung:

1. Geräte mit folgenden Betriebssystemen sind für die Teilnah-
me an der digitalen Ratsarbeit geeignet:
a) Desktop-PC: Windows, macOS, Chrome OS und Linux
b) Mobil: Android und iOS (bzw. iPadOS)

2. Den Stadtratsmitgliedern ist es gestattet, mit diesen End-
geräten über die Anwendungs- software (App) bzw. im In-
ternet unter der Internetadresse www.mansfeld.eu auf die 
im Ratsinformationssystem bereitgestellten elektronischen 
Sitzungsunterlagen zuzugreifen.
Das schließt ausdrücklich Endgeräte ein, die einem Mitglied 
des Stadtrates von Dritten z. B. im Rahmen der Ausübung 
anderer Mandate (z. B. im Bundestag, Landtag, Kreistag) 
überlassen bzw. bereitgestellt werden.

3. Die Stadt Mansfeld beteiligt sich nicht an den Kosten für die-
se Endgeräte. Kosten für die Bereitstellung und Pflege der 
Anwendungssoftware (App) im Zusammenhang mit der di-
gitalen Ratsarbeit werden von der Stadt Mansfeld getragen.

§ 3 
Allgemeine Regelungen zur Nutzung  
digitaler Endgeräte

Die Mitglieder des Stadtrates sind verpflichtet, die eingesetzten 
Endgeräte und die dazugehörige Anwendungssoftware (App) 
mittels Passwort vor dem Zugriff Dritter zu schützen. Das Pass-
wort ist geheim zu halten. Es darf weder auf dem Gerät gespei-
chert, noch zusammen mit dem Gerät aufbewahrt werden.

§ 4 
Allgemeine Regelungen zur Nutzung  
der Anwendungssoftware

(1) Die Mitglieder des Stadtrates können über die auf dem je-
weiligen digitalen Endgerät installierte Anwendungssoftware 
(App) des Ratsinformationssystems auf die Einladungen und 
Sitzungs- unterlagen des Stadtrates bzw. der Ausschüsse des 
Stadtrates elektronisch zugreifen.
(2) Für die Synchronisation des Ratsinformationssystems mit 
der Anwendungssoftware (App) wird eine Internetverbindung 
(WLAN, Mobilfunk) benötigt. Für die Einwahl des Gerätes in das 
Netzwerk haben die Stadtratsmitglieder selbst Sorge zu tragen.
(3) Die Mitglieder des Stadtrates haben sicherzustellen, dass 
mögliche Beeinträchtigungen durch auf dem Endgerät ggf. in-
stallierte und eingesetzte andere Programme bzw. Anwendun-
gen, die die Funktionsfähigkeit des von der Stadt Mansfeld zur 
Verfügung gestellten Ratsinformationssystems beeinträchtigen 
können, ausgeschlossen sind.
(4) Die Stadt Mansfeld unterstützt und berät die Mitglieder des 
Stadtrates bei auftretenden technischen Problemen im Rahmen 
des Einsatzes der Anwendungssoftware (App) für das Ratsinfor-
mationssystem.

§ 5 
Nutzungszeitraum und Ausscheiden  
aus dem Stadtrat

(1) Auf dem jeweiligen digitalen Endgerät gem. § 2 Abs. 1 ist die 
von der Stadt Mansfeld zur Verfügung gestellte Anwendungs-
software (App) nach Ende der Wahlperiode unverzüglich zu lö-
schen, sofern der Mandatsträger dem neu gewählten Stadtrat 
nicht mehr angehört. Entsprechendes gilt, wenn das Mitglied 
des Stadtrates vor dem Ende der Wahlperiode aus dem Stadtrat 
ausscheidet.
(2) Das Zugriffsrecht auf die Anwendungssoftware (App) des 
Ratsinformationssystems endet mit Ablauf der Wahlperiode des 
Stadtrates.

§ 26 
Abweichungen von der Geschäftsordnung

Von den Vorschriften dieser Geschäftsordnung kann nur im 
Einzelfall und nur dann abgewichen werden, wenn gesetzliche 
Bestimmungen nicht entgegenstehen und kein Mitglied in der 
Sitzung des Stadtrates widerspricht.

§ 27 
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Geschäftsord-
nung werden verallgemeinernd verwendet und beziehen sich auf alle 
Geschlechter.

§ 28 
Inkrafttreten

(1) Die Geschäftsordnung für den Stadtrat der Stadt Mansfeld 
und seine Ausschüsse tritt mit Beschlussfassung des Stadtrates 
am 03.07.2024 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die bisherige Geschäftsordnung für den 
Stadtrat der Stadt Mansfeld und seine Ausschüsse vom 
15.07.2019 außer Kraft.

Mansfeld, den 04.07.2024

Andreas Koch
Bürgermeister
ausgefertigt am: 09.07.2024
durch

Andreas Koch
Bürgermeister 

Anlage zu § 3 Abs. 3 der Geschäftsordnung

Richtlinie über die Digitale Ratsarbeit des Stadtrates 
gemäß § 3 Abs. 3 der Geschäftsordnung des Stadtra-
tes und seiner Ausschüsse

§ 1 
Teilnahme an der digitalen Ratsarbeit

(1) Die Stadt Mansfeld betreibt ein internetbasiertes elektronisches 
Ratsinformationssystem als Grundlage für die digitale Ratsarbeit. Den 
teilnehmenden Stadtratsmitgliedern werden die Unterlagen für die Sit-
zungen des Stadtrates und seiner Ausschüsse über das Ratsinforma-
tionssystem in elektronischer Form zur Verfügung gestellt. Schriftliche 
Unterlagen werden regelmäßig nicht versandt; kurzfristig am Sitzungs-
tag erstellte Vorlagen (Tischvorlagen) werden schriftlich bereitgestellt.
(2) Die Mitglieder des Stadtrates, die über die technischen Vorausset-
zungen zum Versenden und Empfangen elektronischer Post verfügen, 
nehmen nach Abgabe einer verbindlichen schriftlichen Erklärung ge-
genüber dem Bürgermeister gemäß § 3 Abs. 3 der Geschäftsordnung 
an der digitalen Ratsarbeit teil. Sie haben den Datenschutz analog zur 
Papierform zu gewährleisten; § 3 Abs. 1 der Geschäftsordnung bleibt 
unberührt.
(3) Die Mitglieder des Stadtrates, die an der digitalen Ratsarbeit teil-
nehmen, sind verpflichtet, regelmäßig das elektronische Ratsinforma-
tionssystem zu aktualisieren, mindestens jedoch einmal unmittelbar 
vor den Sitzungen des Stadtrates bzw. seiner Ausschüsse.
(4) Bei einem Ausfall des Ratsinformationssystems erfolgt der Versand 
der Einladungen und Sitzungsunterlagen in schriftlicher Form; die La-
dungsfrist nach § 1 Abs. 4 der Geschäftsordnung bleibt unberührt.
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2. die Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen Aufwen-
dungen und Auszahlungen, wenn der Vermögenswert im 
Einzelfall 15.000,- EUR übersteigt und kein Fall von § 105 
Abs. 4 KVG LSA vorliegt,

3. Rechtsgeschäfte i. S. v. § 45 Abs. 2 Ziff. 7 und 10 KVG LSA, 
wenn der Vermögenswert im Einzelfall 10.000,- EUR über-
steigt,

4. Rechtsgeschäfte i. S. v. § 45 Abs. 2 Ziff. 13 KVG LSA, es sei 
denn, es handelt sich um Rechtsgeschäfte aufgrund einer 
förmlichen Ausschreibung oder um Geschäfte der laufenden 
Verwaltung, deren Vermögenswert 5.000,- EUR übersteigt,

5. Rechtsgeschäfte i. S. v. § 45 Abs. 2 Ziff. 16 KVG LSA, wenn 
der Vermögenswert im Einzelfall 5.000,- EUR übersteigt,

6. die Führung von Rechtsstreitigkeiten im Klageverfahren i. S. 
v. § 45 Abs. 2 Ziff. 19 KVG LSA, wenn der Streitwert im Ein-
zelfall 5.000,- EUR übersteigt,

7. die Annahme und Vermittlung von Spenden, Schenkungen 
und ähnlichen Zuwendungen für einzelne Aufgaben der 
Stadt, wenn der Vermögenswert im Einzelfall 10.000,- EUR 
übersteigt,

8. die Zustimmung zur Niederschlagung von Forderungen, 
wenn der Vermögenswert im Einzelfall 5.000,- EUR über-
steigt,

9. die Zustimmung zu Stundungen von Forderungen, wenn der 
Vermögenswert im Einzelfall 5.000,- EUR übersteigt,

10. die Zustimmung zu dem Erlass von Forderungen, wenn der 
Vermögenswert im Einzelfall 5.000,- EUR übersteigt,

11. die Erteilung der Zustimmung zur Aussetzung der Vollzie-
hung von Forderungen, wenn der Vermögenswert im Einzel-
fall 5.000,- EUR übersteigt.

§ 5
Ausschüsse des Stadtrates

Der Stadtrat bildet zur Erfüllung seiner Aufgaben gemäß § 46 
und 48 KVG LSA die folgenden ständigen beschließenden Aus-
schüsse:
- den Haupt- und Finanzausschuss
- den Bau- und Vergabeausschuss
- den Kultur- und Sozialausschuss.

§ 6
Bildung und Zuständigkeit der  
beschließenden Ausschüsse

(1) Den beschließenden Ausschüssen sitzt der Bürgermeister 
vor.
(2) Die beschließenden Ausschüsse beraten innerhalb ihres Auf-
gabengebietes die Beschlüsse des Stadtrates in den ihm vorbe-
haltenen Angelegenheiten grundsätzlich vor.
(3) Der Haupt- und Finanzausschuss besteht aus 9 Stadträten 
und dem Bürgermeister als Vorsitzenden. Für den Verhinderungs-
fall beauftragt der Bürgermeister seinen allgemeinen Vertreter 
mit seiner Vertretung. Ist auch der Beauftragte verhindert, be-
stimmt der Ausschuss aus dem Kreis seiner stimmberechtigten 
Mitglieder die Person, die den Bürgermeister im Vorsitz vertritt. 

Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt über:
1. die Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen Aufwen-

dungen und Auszahlungen, wenn der Vermögenswert im 
Einzelfall 10.000,- EUR übersteigt und 15.000,- EUR nicht 
übersteigt und kein Fall von § 105 Abs. 4 KVG LSA vorliegt,

2. Rechtsgeschäfte i. S. v. § 45 Abs. 2 Ziff. 7 und 10 KVG LSA, 
wenn der Vermögenswert im Einzelfall 5.000,- EUR über-
steigt und 10.000,- EUR nicht übersteigt,

3. Rechtsgeschäfte i. S. v. § 45 Abs. 2 Ziff. 13 KVG LSA, es sei 
denn, es handelt sich um Rechtsgeschäfte aufgrund einer 
förmlichen Ausschreibung oder um Geschäfte der laufenden 
Verwaltung, deren Vermögenswert 2.500,- EUR übersteigt 
und 5.000,- EUR nicht übersteigt,

§ 6 
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Richtlinie 
werden verallgemeinernd verwendet und beziehen sich auf alle 
Geschlechter.

HAUPTSATZUNG der Stadt Mansfeld
Aufgrund des § 10 i. V. m. §§ 8 und 45 Abs. 2 Ziff. 1 Kommu-
nalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) 
vom 17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288), in der derzeit geltenden 
Fassung, hat der Stadtrat der Stadt Mansfeld in seiner Sitzung 
am 03.07.2024 folgende Hauptsatzung der Stadt Mansfeld be-
schlossen:

I. Abschnitt
Benennung und Hoheitszeichen 

§ 1
Name, Bezeichnung

(1) Die Gemeinde führt den Namen „Mansfeld“. Sie führt die Be-
zeichnung „Stadt“.
(2) Zur Stadt Mansfeld gehören die Ortsteile Abberode, Annaro-
de, Biesenrode, Braunschwende, Friesdorf, Gorenzen, Großör-
ner, Hermerode, Mansfeld-Lutherstadt, Möllendorf, Molmers-
wende, Piskaborn, Ritzgerode, Siebigerode und Vatterode.

§ 2
Wappen, Flagge, Dienstsiegel

(1) Die Stadt Mansfeld führt ein Wappen. Die Blasionierung lau-
tet:
In Rot linkshin gewendet der Heilige Georg in goldener Rüs-
tung auf einem golden gezäumten Schimmel, mit dem mit gold 
- schwarzer Kreuzfahne bewimpelten Spieß einen geflügelten 
grünen Drachen durchbohrend.
(2) Die Flagge der Stadt Mansfeld ist (1:1) gestreift (Längsform: 
Streifen senkrecht verlaufend, Querform: Streifen waagerecht 
verlaufend) und mittig mit dem Stadtwappen belegt.
Die Stadtfarben sind - abgeleitet vom Hauptwappenmotiv und 
Schildfarbe - Gold (Gelb) / Rot.
(3) Die Stadt Mansfeld führt ein Dienstsiegel, das dem der 
Hauptsatzung beigefügten Dienstsiegelabdruck (Anlage) ent-
spricht. Das Dienstsiegel enthält das Wappen. Die Umschrift 
lautet: „Stadt Mansfeld”.

II. Abschnitt
Organe 

§ 3
Stadtrat

(1) Der Stadtrat wählt für die Dauer der Wahlperiode aus der Mit-
te der ehrenamtlichen Mitglieder (Stadträte) in der konstituieren-
den Sitzung einen Vorsitzenden und zwei Stellvertreter für den 
Verhinderungsfall. Die Stellvertreter führen nach der Reihenfolge 
der Vertretungsbefugnis die Bezeichnung „Erster“ bzw. „Zweiter 
stellvertretender Vorsitzender des Stadtrates“.
(2) Der Vorsitzende und die Stellvertreter können mit der Mehr-
heit der Mitglieder des Stadtrates abgewählt werden. Eine Neu-
wahl hat unverzüglich stattzufinden.

§ 4
Festlegung von Wertgrenzen,  
personalrechtliche Befugnisse

Der Stadtrat entscheidet über:
1. die Einstellung und Entlassung der Arbeitnehmer der Stadt 

Mansfeld im Einvernehmen mit dem Bürgermeister, ausge-
nommen die Entlassung innerhalb oder mit Ablauf der Pro-
bezeit, soweit die Befugnis gemäß § 10 Abs. 3 dieser Haupt-
satzung nicht dem Bürgermeister übertragen wurde,
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§ 8
Hybridsitzungen

(1) Der Stadtrat sowie die beschließenden Ausschüsse können 
auch außerhalb außergewöhnlicher Notsituationen (§ 56a Abs. 
1 KVG LSA) öffentliche (und nicht öffentliche) Hybridsitzungen 
durchführen, an denen die Mitglieder ohne persönliche Anwe-
senheit am Sitzungsort durch Zuschaltung mittels Ton- und Bild-
übertragung (Videokonferenztechnik) an der Sitzung teilnehmen.
(2) Ob eine Sitzung des Stadtrates als Hybridsitzung durchge-
führt wird, entscheidet der Vorsitzende im Einvernehmen mit 
dem Bürgermeister im Rahmen der Einberufung.
(3) Ob eine Ausschusssitzung als Hybridsitzung durchgeführt 
wird, entscheidet der Bürgermeister als Vorsitzender im Rahmen 
der Einberufung.
(4) Mitglieder, ausgenommen der Vorsitzende des Stadtrates 
und der Bürgermeister können an öffentlichen (und nichtöffent-
lichen) Sitzungen durch Zuschaltung mittels Videokonferenz-
technik teilnehmen, sofern sie aus wichtigen Gründen an einer 
Teilnahme in Präsenz verhindert
sind. Solche wichtigen Gründe sind insbesondere:
a) Krankheit,
b) familiäre Aufgaben, wie Betreuung eines Kindes, Pflege von 

Angehörigen,
c) Abwesenheiten bedingt durch Ausbildung, Studium, Beruf, 

Urlaub,
d) ein sonstiger wichtiger Grund.
(4) Die Teilnahme an einer Sitzung durch Zuschaltung mittels Vi-
deokonferenztechnik ist dem Vorsitzenden spätestens bis zum 
dritten Werktag vor der Sitzung oder unverzüglich nach Entste-
hen des Grundes für die Verhinderung einer Teilnahme in Prä-
senz unter Angabe des Grundes anzuzeigen. Für die Prüfung 
der Einhaltung der Frist und das Vorliegen eines hinreichenden 
Grundes ist der Vorsitzende zuständig. Soweit die Zahl der Mit-
glieder, die mittels Videokonferenztechnik an der Sitzung teilneh-
men wollen, mehr als 6 Mitglieder übersteigt, entscheidet das 
Los, das der Vorsitzende zieht, welche Mitglieder zugeschaltet 
werden. Die betroffenen Mitglieder werden über das Ergebnis 
des Losentscheids unverzüglich informiert.
(5) Sind auf der Tagesordnung der Sitzung geheime Wahlen ge-
mäß § 56 Abs. 3 KVG LSA vorgesehen, so ist eine Teilnahme 
durch Zuschaltung mittels Videokonferenztechnik unzulässig.

§ 9
Geschäftsordnung

Das Verfahren im Stadtrat und in den Ausschüssen wird durch 
eine vom Stadtrat zu beschließende Geschäftsordnung geregelt.

§ 10
Bürgermeister

(1) Der Bürgermeister erledigt die ihm gesetzlich übertragenen 
Aufgaben und die vom Stadtrat durch Beschluss übertragenen 
Aufgaben in eigener Verantwortung. Zu den Geschäften der lau-
fenden Verwaltung nach § 66 Abs. 1 Satz 3 KVG LSA gehören 
die regelmäßig wieder- kehrenden Geschäfte, die nach festste-
henden Grundsätzen entschieden werden und keine wesentli-
che Bedeutung haben oder die im Einzelfall einen Vermögens-
wert von 50.000,- EUR nicht übersteigen.
(2) Darüber hinaus werden ihm folgende Angelegenheiten zur 
selbständigen Erledigung übertragen:
1. die Entscheidung über Widersprüche in Angelegenhei-

ten des eigenen Wirkungskreises gemäß § 68 i. V. m. § 73 
VwGO, sofern der Streitwert von 2.500,- EUR im Einzelfall 
nicht überschritten wird; das gilt nicht für Rechtsstreitigkei-
ten mit den Aufsichtsbehörden,

2. die Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen Aufwen-
dungen und Auszahlungen, wenn der Vermögenswert im 
Einzelfall 10.000,- EUR nicht übersteigt,

4. Rechtsgeschäfte i. S. v. § 45 Abs. 2 Ziff. 16 KVG LSA, wenn 
der Vermögenswert im Einzelfall 2.500,- EUR übersteigt und 
5.000,- EUR nicht übersteigt,

5. die Führung von Rechtsstreitigkeiten im Klageverfahren i. S. 
v. § 45 Abs. 2 Ziff. 19 KVG LSA, wenn der Streitwert im Ein-
zelfall 5.000,- EUR nicht übersteigt.

6. die Annahme und Vermittlung von Spenden, Schenkungen 
und ähnlichen Zuwendungen für einzelne Aufgaben der 
Stadt, wenn der Vermögenswert im Einzelfall 2.500,- EUR 
übersteigt und 10.000,- EUR nicht übersteigt,

7. die Zustimmung zur Niederschlagung von Forderungen, 
wenn der Vermögenswert im Einzelfall 2.500,- EUR über-
steigt und 5.000,- EUR nicht übersteigt,

8. die Zustimmung zu Stundungen von Forderungen, wenn 
der Vermögenswert im Einzelfall 2.500,- EUR übersteigt und 
5.000,- EUR nicht übersteigt,

9. die Zustimmung zum Erlass von Forderungen, wenn der Ver-
mögenswert im Einzelfall 2.500,- EUR übersteigt und 5.000,- 
EUR nicht übersteigt,

10. die Erteilung der Zustimmung zur Aussetzung der Vollzie-
hung von Forderungen, wenn der Vermögenswert im Einzel-
fall 1.000,- EUR übersteigt und 5.000,- EUR nicht übersteigt.

(4) Der Bau- und Vergabeausschuss besteht aus 9 Stadträten 
und dem Bürgermeister als Vorsitzenden. Absatz 3 Sätze 2 und 
3 finden Anwendung.
Soweit nicht ein Geschäft der laufenden Verwaltung gemäß § 10 Abs. 
1 Satz 2 vorliegt, beschließt der Bau- und Vergabeausschuss über: 

1. die Vergabe von Bauleistungen, soweit die Gesamtauftrags-
summe den Betrag von 350.000,- EUR übersteigt, sowie die 
Vergabe von Liefer- und Dienstleistungsaufträgen, soweit 
die Auftragssumme im Einzelfall den Betrag von 50.000,- 
EUR übersteigt und sie nicht im Zusammenhang mit einer 
Bauleistung stehen,

2. die Erteilung des Einvernehmens zur Zulassung von Vorha-
ben nach § 36 Baugesetzbuch (BauGB).

 
Zudem begleitet er die Bauhofkonzeption und die Bebauungs-
planaufstellung zur Vorlage in den Stadtrat. Des Weiteren berät 
er Satzungen zur Ortsgestaltung.
(5) Der Kultur- und Sozialausschuss besteht aus 6 Stadträten 
und dem Bürgermeister als Vorsitzenden. Absatz 3 Sätze 2 und 
3 finden Anwendung. 

Der Kultur- und Sozialausschuss beschließt über:
1. Verträge über die Nutzung von Grundstücken und bewegli-

chem Vermögen öffentlicher Einrichtungen,
2. die Benutzung der öffentlichen Einrichtungen, soweit diese i. 

S. v. § 84 Abs. 3 KVG LSA über die Bedeutung des Ortsteiles 
hinausgehen; dies ist insbesondere der Fall, wenn der Anteil 
auswärtgiger Nutzer über 5 von Hundert liegt.

 
(6) Auf Antrag eines Viertels der Mitglieder eines beschließen-
den Ausschusses ist dem Stadtrat eine Angelegenheit zur Be-
schlussfassung zu unterbreiten.

§ 7
Auskunftsrecht

(1) Jedes ehrenamtliche Mitglied des Stadtrates hat das Recht, 
schriftlich, elektronisch oder in der Sitzung des Stadtrates und 
seiner Ausschüsse, denen er angehört, mündlich Anfragen zu 
allen Angelegenheiten der Stadt Mansfeld und ihrer Verwaltung 
an den Bürgermeister zu richten; die Auskunft ist vom Bürger-
meister zu erteilen.
(2) Kann eine Anfrage während der Sitzung nicht unverzüglich 
mündlich beantwortet werden, hat der Bürgermeister die Aus-
kunft binnen einer Frist von in der Regel einem Monat schriftlich 
zu erteilen.
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III. Abschnitt
Unterrichtung und Beteiligung der Einwohner 

§ 12
Einwohnerversammlung

(1) Über allgemein bedeutsame Angelegenheiten der Gemeinde 
können die Einwohner auch durch Einwohnerversammlungen 
unterrichtet werden. Der Bürgermeister beruft die Einwohner-
versammlungen ein. Er setzt die Gesprächsgegenstände sowie 
Ort und Zeit der Veranstaltung fest. Die Einladung ist gemäß § 
21 Abs. 4 bekanntzumachen und soll 14 Tage vor Beginn der 
Veranstaltung erfolgen. Die Einladungsfrist kann bei besonderer 
Dringlichkeit auf drei Tage verkürzt werden.
(2) Die Einwohnerversammlungen können auf Teile des Gemein-
degebietes beschränkt werden.
(3) Der Bürgermeister unterrichtet den Stadtrat in seiner nächs-
ten Sitzung über den Ablauf der Einwohnerversammlung und die 
wesentlichen Ergebnisse.

§ 13
Bürgerbefragung

Eine Bürgerbefragung nach § 28 Abs. 3 KVG LSA erfolgt aus-
schließlich in wichtigen Angelegenheiten des eigenen Wirkungs-
kreises der Stadt Mansfeld. Sie kann nur auf Grundlage eines 
Stadtratsbeschlusses durchgeführt werden, in dem die mit „ja“ 
oder „nein“ zu beantwortende Frage formuliert ist und insbeson-
dere festgelegt wird, ob die ob die Befragung elektronisch über 
das Internet oder im schriftlichen Verfahren erfolgt, in welchem 
Zeitraum die Befragung durchgeführt wird und in welcher Form 
das Abstimmungsergebnis bekanntzugeben ist. In dem Be-
schluss sind auch die voraussichtlichen Kosten der Befragung 
darzustellen.

IV. Abschnitt
Ehrenbürger 

§ 14
Ehrenbürgerrecht, Ehrenbezeichnung

Die Verleihung oder Aberkennung des Ehrenbürgerrechtes oder 
der Ehrenbezeichnung der Stadt Mansfeld bedarf einer Mehrheit 
von zwei Dritteln der stimmberechtigten Mitglieder des Stadtra-
tes.

V. Abschnitt
Ortschaftsverfassung 

§ 15
Ortschaftsverfassung, Ortschaftsrat  
und Ortsvorsteher

(1) In der Stadt Mansfeld ist die Ortschaftsverfassung für die 
Ortsteile Abberode, Annarode, Biesenrode, Braunschwende, 
Friesdorf, Gorenzen, Großörner, Hermerode, Mansfeld- Luther-
stadt, Möllendorf, Molmerswende, Piskaborn, Ritzgerode, Sie-
bigerode und Vatterode nach den §§ 81 ff. KVG LSA eingeführt 
worden. Die Ortschaften bestehen in den Grenzen der ehemals 
selbständigen politischen Gemeinden.
(2) In den Ortschaften Abberode, Annarode, Biesenrode, Braun-
schwende, Friesdorf, Gorenzen, Großörner, Hermerode, Mans-
feld, Molmerswende, Piskaborn, Ritzgerode, Siebigerode und
Vatterode wird ein Ortschaftsrat gewählt. Abweichend von Satz 
1 wird in der Ortschaft Möllendorf ein Ortsvorsteher gewählt.

3. Rechtsgeschäfte i. S. v. § 45 Abs. 2 Ziff. 7 und 10 KVG LSA, 
wenn der Vermögenswert im Einzelfall 5.000,- EUR nicht 
übersteigt,

4. Rechtsgeschäfte i. S. v. § 45 Abs. 2 Ziff. 13 KVG LSA, es sei 
denn, es handelt sich um Rechtsgeschäfte aufgrund einer 
förmlichen Ausschreibung oder um Geschäfte der laufenden 
Verwaltung, deren Vermögenswert 2.500,- EURnicht über-
steigt,

5. Rechtsgeschäfte i. S. v. § 45 Abs. 2 Ziff. 16 KVG LSA, wenn 
der Vermögenswert im Einzelfall 2.500,- EUR nicht über-
steigt,

6. die Annahme und Vermittlung von Spenden, Schenkungen 
und ähnlichen Zuwendungen für einzelne Aufgaben der 
Stadt, wenn der Vermögenswert im Einzelfall 2.500,- EUR 
nicht übersteigt,

7. die Zustimmung zur Niederschlagung von Forderungen, 
wenn der Vermögenswert im Einzelfall 2.500,- EUR nicht 
übersteigt,

8. die Zustimmung zu Stundungen von Forderungen, wenn der 
Vermögenswert im Einzelfall 2.500,- EUR nicht übersteigt,

9. die Zustimmung zu dem Erlass von Forderungen, wenn der 
Vermögenswert im Einzelfall 2.500,- EUR nicht übersteigt,

10. die Erteilung der Zustimmung zur Aussetzung der Vollzie-
hung von Forderungen, wenn der Vermögenswert im Einzel-
fall 1.000,- EUR nicht übersteigt,

11. die Vergabe von Bauleistungen, soweit die Gesamtauftrags-
summe den Betrag von 350.000,- EUR nicht übersteigt, so-
wie die Vergabe von Liefer- und Dienstleistungsaufträgen, 
soweit die Auftragssumme im Einzelfall den Betrag von 
50.000,- EUR nicht übersteigt und sie nicht im Zusammen-
hang mit einer Bauleistung stehen, oder es sich um Ge-
schäfte der laufenden Verwaltung nach § 10 Abs. 1 Satz 2 
handelt,

12. die Erteilung der Genehmigung für die Verwendung des 
Stadtwappens durch Dritte.

(3) Dem Bürgermeister wird die Einstellung und Entlassung der 
Arbeitnehmer in den Entgeltgruppen E 1 bis E 6 TVöD entspre-
chend des Stellenplanes als Bestandteil des Haushaltsplanes 
und der Haushaltssatzung übertragen. Weiterhin entscheidet 
der Bürgermeister über die Einstellung und Entlassung der Ar-
beitnehmer im Sozial- und Erziehungsdienst in den Entgeltgrup-
pen S 2 bis S 8a TVöD SuE entsprechend des Stellenplanes als 
Bestandteil des Haushaltsplanes und der Haushaltssatzung.
(4) Der Bürgermeister kann weitere Bedienstete der Verwaltung 
zur Teilnahme an den Sitzungen des Stadtrates heranziehen.

§ 11
Gleichstellungsbeauftragte

(1) Zur Verwirklichung des Grundrechtes der Gleichberechtigung 
von Frauen und Männern bestellt der Stadtrat im Einvernehmen 
mit dem Bürgermeister eine in der Verwaltung hauptberuflich 
Tätige und betraut sie mit der Gleichstellungsarbeit. Von ihren 
sonstigen Arbeitsaufgaben ist die Gleichstellungsbeauftragte 
entsprechend zu entlasten.
(2) Die Bestellung der Gleichstellungsbeauftragten ist widerruf-
lich. Über die Abberufung entscheidet der Stadtrat im Einver-
nehmen mit dem Bürgermeister. Einer Abberufung bedarf es 
nicht bei Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses.
(3) Die Gleichstellungsbeauftragte ist in Ausübung ihrer Tätigkeit 
nicht weisungsgebunden. An den Sitzungen des Stadtrates und 
seiner Ausschüsse kann sie teilnehmen, soweit ihr Aufgabenge-
biet betroffen ist. In Angelegenheiten ihres Aufgabenbereiches 
ist ihr auf Wunsch das Wort zu erteilen. Die Gleichstellungsbe-
auftragte ist unmittelbar dem Bürgermeister unterstellt.
(4) Sofern erforderlich, werden im Rahmen der geltenden 
Rechtsvorschriften nähere Regelungen zu den Aufgaben und 
Kompetenzen der Gleichstellungsbeauftragten in einer beson-
deren Dienstanweisung des Bürgermeisters im Einvernehmen 
mit dem Stadtrat festgelegt.
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destraßen, die Festlegung der Reihenfolge zum Um-und Ausbau 
sowie Unterhaltung und Instandsetzung von Straßen, Wegen 
und Plätzen, soweit deren Bedeutung nicht über den Bereich 
der Ortschaft hinausgeht, einschließlich der Beleuchtungsein-
richtungen, zur Vorberatung übertragen.
(4) Der Stadtrat behält sich vor, Angelegenheiten von ortschafts-
übergreifender Bedeutung in seinen Zuständigkeitsbereich zu-
rückzuziehen.

§ 17
Anhörung des Ortsvorstehers

Die Anhörung des Ortsvorstehers gemäß § 86 Abs. 2 i. V. m. § 84 
Abs. 2 KVG LSA findet nach folgendem Verfahren statt:
1. Die Anhörung wird durch den Bürgermeister eingeleitet, 

der dem Ortsvorsteher die zur Entscheidung anstehenden 
Angelegenheiten mündlich oder schriftlich darstellt und be-
gründet.

2. Dem Ortsvorsteher wird zur Meinungsbildung eine Frist 
von 2 Wochen nach Einleitung des Anhörungsverfahrens 
gewährt. In Angelegenheiten, die wegen besonderer Dring-
lichkeit keinen Aufschub dulden, kann der Bürgermeister die 
Frist nach Satz 1 angemessen verkürzen.

3. Das Ergebnis übermittelt der Ortsvorsteher unverzüglich, 
spätestens am zweiten Werktag nach Ablauf der Frist von 
2 Wochen, an den Bürgermeister, der, sofern er nicht selbst 
zuständig ist, dem Stadtrat oder dem beschließenden Aus-
schuss vor der Entscheidung über das Ergebnis der Anhö-
rung berichtet.

§ 18
Ortsbürgermeister

(1) Der Ortsbürgermeister ist Vorsitzender des Ortschaftsrates 
und wird aus der Mitte des Ortschaftsrates gewählt.
(2) Der Ortschaftsrat wählt zudem aus seiner Mitte einen Stell-
vertreter des Ortsbürgermeisters.

§ 19
Ortsvorsteher

(1) Der Ortsvorsteher vertritt die Interessen der Ortschaft und 
wirkt auf ihre gedeihliche Entwicklung innerhalb der Stadt hin.
(2) Der Stadtrat wählt für die Dauer der Amtszeit des Ortsvor-
stehers auf Vorschlag einzelner oder mehrerer seiner Mitglieder 
einen Stellvertreter aus dem Kreis der Bürger der Ortschaft, die 
nach den für die Wahl der Ortschaftsräte geltenden Vorschriften 
wählbar und hierzu bereit sind.

§ 20
Aufgaben des Ortsbürgermeisters  
und Ortsvorstehers

Der Ortsbürgermeister und Ortsvorsteher erfüllen im Auftrag des 
Bürgermeisters folgende Aufgaben für die Ortschaft:
1. Beratung des Bürgermeisters bzw. der Amtsleiter in Angele-

genheiten die die Ortschaft betreffen,
2. sonstige im Einzelfall vom Bürgermeister zu übertragende 

Aufgaben, die sich auf die Ortschaft beziehen und die zur 
Erledigung durch den Ortsbürgermeister und Ortsvorsteher-
geeignet sind,

3. Mitwirkung bei Zählungen und Statistiken,
4. Aussprache von Glückwünschen.

§ 21
Einwohnerfragestunden in den Ortschaften

Nach den Beschlüssen der Ortschaftsräte Abberode, Annarode, 
Biesenrode, Braunschwende, Friesdorf, Gorenzen, Großörner, 
Hermerode, Mansfeld, Molmerswende, Piskaborn, Ritzgerode, 
Siebigerode und Vatterode sind im Rahmen ihrer ordentlichen 
öffentlichen Sitzungen Fragestunden für Einwohner der Stadt, 
die in der jeweiligen Ortschaft wohnen, nach folgendem Verfah-
ren durchzuführen:

(3) Die Anzahl der Mitglieder in den Ortschaftsräten wird wie 
folgt festgelegt:
Ortschaft Abberode 5
Ortschaft Annarode 5
Ortschaft Biesenrode 5
Ortschaft Braunschwende 5
Ortschaft Friesdorf 5
Ortschaft Gorenzen 5
Ortschaft Großörner 7
Ortschaft Hermerode 5
Ortschaft Mansfeld 9
Ortschaft Molmerswende 5
Ortschaft Piskaborn 5
Ortschaft Ritzgerode 4
Ortschaft Siebigerode 5
Ortschaft Vatterode 5.
(4) Für Angelegenheiten des Verfahrens der Ortschaftsräte 
und des Ortsvorstehers, die nicht durch Gesetz, besondere 
Rechtsvorschriften oder in einer besonderen Geschäftsordnung 
geregelt sind, gelten im Übrigen die Bestimmungen der Ge-
schäftsordnung des Stadtrates gemäß § 8 dieser Hauptsatzung 
entsprechend.

§ 16
Anhörung und Aufgaben der Ortschaftsräte

(1) Die Anhörung der Ortschaftsräte gemäß § 84 Abs. 2 KVG 
LSA findet nach folgendem Verfahren statt:
1. Die Anhörung wird durch den Bürgermeister eingeleitet, der 

dem Ortsbürgermeister die zur Entscheidung anstehenden 
Angelegenheiten darstellt und begründet.

2. Der Ortsbürgermeister informiert den Ortschaftsrat in einer 
Sitzung, die spätestens einen Monat nach Einleitung des 
Anhörungsverfahrens stattfindet und bittet um Meinungsbil-
dung.
In Angelegenheiten, die wegen besonderer Dringlichkeit kei-
nen Aufschub dulden, kann der Bürgermeister die Frist nach 
Satz 1 angemessen verkürzen.

3. Das Ergebnis der Beratungen des Ortschaftsrates über-
mittelt der Ortsbürgermeister unverzüglich, spätestens am 
zweiten Werktag nach der Sitzung, an den Bürgermeister, 
der, sofern er nicht selbst zuständig ist, dem Stadtrat oder 
dem beschließenden Ausschuss vor der Entscheidung über 
das Ergebnis der Anhörung berichtet.

(2) Dem Ortschaftsrat werden gemäß § 84 Abs. 3 KVG LSA fol-
gende Angelegenheiten zur Entscheidung übertragen, soweit im 
Haushaltsplan entsprechende Mittel veranschlagt werden:
1. die Benutzung von öffentlichen Einrichtungen, wenn min-

destens 95% der Nutzer in der Ortschaft wohnen,
2. die Pflege des Ortsbildes sowie die Teilnahme an Dorfver-

schönerungswettbewerben,
3. die Förderung und Durchführung von Veranstaltungen der 

Heimatpflege, des örtlichen Brauchtums und der kulturellen 
Tradition sowie die Entwicklung des kulturellen Lebens in 
der Ortschaft,

4. Förderung von Vereinen, Verbänden und sonstigen Vereini-
gungen in der Ortschaft,

5. Verträge über die Nutzung von Grundstücken und beweg-
lichem Vermögen in der Ortschaft, sofern es sich nicht um 
Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt, deren Vermö-
genswert jährlich 1.000,- EUR nicht übersteigt und es sich 
nicht um öffentliche Einrichtungen handelt,

6. die Veräußerung von beweglichem Vermögen, deren Vermö-
genswert 1.000,- EUR nicht übersteigt,

7. Pflege vorhandener Partnerschaften.
Die Haushaltsmittel zur Erfüllung der dem Ortschaftsrat oblie-
genden Aufgaben können diesem als Budget zugewiesen wer-
den.
(3) Zudem wird dem Ortschaftsrat die Ausgestaltung und Unter-
haltung von öffentlichen Einrichtungen einschließlich Gemein-
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räte sowie von Zeitpunkt und Abstimmungsgegenständen der 
Beschlussfassung im Wege eines schriftlichen oder elektroni-
schen Verfahrens nach § 56a Abs. 3 KVG LSA erfolgt unter der 
Internetadresse nach Absatz 1 Satz 1. Die Bekanntmachung ist 
mit der Bereitstellung im Internet bewirkt. Auf die Sitzungsbe-
kanntmachung im Internet wird nachrichtlich durch Aushang im 
Rathaus, Lutherstraße 9, 06343 Mansfeld, hingewiesen. Wird 
die Sitzung nach § 56a Abs. 2 KVG LSA als Videokonferenzsit-
zung oder nach § 56b KVG LSA als Hybridsitzung durchgeführt, 
so erfolgt in der Bekanntmachung ein Hinweis, in welcher Weise 
der öffentliche Teil der Videokonferenz- bzw. Hybridsitzung digi-
tal verfolgt werden kann.
(6) Alle übrigen Bekanntmachungen sind im Internet unter In-
ternetadresse nach Absatz 1 Satz 1 bekanntzumachen. An 
die Stelle dieser Bekanntmachung kann als vereinfachte Form 
auch der Aushang im Bekanntmachungskasten des Rathau-
ses, Lutherstraße 9, 06343 Mansfeld, treten, wenn der Inhalt 
der Bekanntmachung eine Person oder einen eng begrenzten 
Personenkreis betrifft. Die Aushängefrist beträgt, soweit nichts 
anderes bestimmt ist, zwei Wochen. Die Bekanntmachung ist 
mit Ablauf des ersten Tages des Aushangs bewirkt. Auf dem 
Aushang ist zu vermerken, von wann bis wann ausgehängt wird.

VII. Abschnitt
Übergangs- und Schlussvorschriften 

§ 23
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Satzung wer-
den verallgemeinernd verwendet und beziehen sich auf alle Ge-
schlechter.

§ 24
Inkrafttreten

(1) Diese Hauptsatzung der Stadt Mansfeld tritt am Tage nach 
ihrer Bekanntmachung in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung der Stadt Mansfeld vom 
15.07.2019 i. d. F. der 2. Änderung außer Kraft.

Anlage zur Hauptsatzung der Stadt Mansfeld vom 03.07.2024

Dienstsiegelabdruck gem. § 2 Abs. 3

1. Der Ortsbürgermeister legt in der Einladung zur Sitzung den 
Beginn der Fragestunde und – in der Sitzung - den Beginn 
und das Ende der Fragestunde fest. Findet sich zu Beginn 
der Fragestunde kein Einwohner der ein, der in der Ortschaft 
wohnt, kann sie geschlossen werden. Die Fragestunde soll 
auf höchstens 30 Minuten begrenzt sein.

2. Jeder Einwohner der Stadt, der in der Ortschaft wohnt, ist 
berechtigt, grundsätzlich 3 Fragen zu stellen. Zugelassen 
werden nur Fragen von allgemeinem Interesse, die Angele-
genheiten der Ortschaft betreffen. Bestehen Zweifel, dass 
der Fragesteller Einwohner der Ortschaft ist, so hat sich die-
ser gegenüber einem Beauftragten der Stadt auszuweisen. 
Die Erhebung und Verarbeitung der personenbezogenen 
Daten des Fragestellers erfolgt auf der Grundlage des Art. 6 
Absatz 1 Buchst. c der Datenschutz-Grundverordnung (DS-
GVO) und nur zum Zwecke der schriftlichen Beantwortung 
der Anfrage, sofern diese nicht sofort und vollständig münd-
lich beantwortet werden kann. Nach Beantwortung werden 
die Daten gelöscht bzw. anonymisiert.
In die Niederschrift werden nur anonymisierte Daten über-
nommen.

3. Angelegenheiten der Tagesordnung können Gegenstand der 
Einwohnerfragestunde sein.

4. Die Beantwortung der Fragen erfolgt in der Regel mündlich 
durch den Ortsbürgermeister, den Bürgermeister oder einen 
vom Bürgermeister beauftragten Vertreter. Anschließend ist 
allen Mitgliedern des Ortschaftsrates Gelegenheit zur Stel-
lungnahme zu geben. Eine Aussprache findet nicht statt. Ist 
die Beantwortung der Frage in der Sitzung nicht möglich, 
erhält der Fragesteller eine schriftliche Antwort durch den 
Bürgermeister, die innerhalb von einem Monat zu erteilen ist.

VI. Abschnitt
Öffentliche Bekanntmachungen 

§ 22
Öffentliche Bekanntmachung

(1) Soweit nicht Rechtsvorschriften besondere Regelungen tref-
fen, erfolgen die gesetzlich erforderlichen Bekanntmachungen 
im Internet unter der Internetadresse www.mansfeld.eu und der 
Angabe des Bereitstellungstages. Die Bekanntmachung ist mit 
ihrer Bereitstellung im Internet bewirkt.
(2) Auf Ersatzbekanntmachungen gemäß § 9 Abs. 3 KVG LSA 
wird unter Angabe des Gegenstandes, des Ortes und der Dau-
er der Auslegung sowie der Öffnungszeiten des Rathauses, 
Lutherstraße 9, 06343 Mansfeld, im Internet unter unter der In-
ternetadresse www.mansfeld.eu spätestens am Tag vor Beginn 
der Auslegung hingewiesen. Die Auslegungsfrist beträgt zwei 
Wochen, soweit nichts anderes vorgeschrieben ist. Die Ersatz-
bekanntmachung ist mit Ablauf des Tages bewirkt, in dem der 
Auslegungszeitraum endet. Gleiches gilt, wenn eine öffentliche 
Auslegung nach einer anderen Rechtsvorschrift erfolgt, die kei-
ne besonderen Bestimmungen enthält.
(3) Nach dem Baugesetzbuch erforderliche ortsübliche Bekannt-
machungen erfolgen im Amtsblatt der Stadt Mansfeld. Die Be-
kanntmachung ist mit Ablauf des Erscheinungstages bewirkt, an 
dem das Amtsblatt den bekanntzumachenden Text enthält. Der 
Inhalt der Bekanntmachung wird zusätzlich unter der Internetad-
resse www.mansfeld.eu nach Absatz 1 Satz 1 und unter Angabe 
des Bereitstellungstages in das Internet eingestellt.
(4) Auf die bekanntgemachten Satzungen und Verordnungen 
wird unverzüglich im Bekanntmachungskasten des Rathauses, 
Lutherstraße 9, 06343 Mansfeld, nachrichtlich unter Angabe der 
Internetadresse nach Absatz 1 Satz 1, unter der die Satzung 
oder Verordnung bereitgestellt wurde, hingewiesen. Die Sat-
zungen und Verordnungen können im Rathaus, Lutherstraße 9, 
06343 Mansfeld, während der Öffnungszeiten eingesehen und 
kostenpflichtig kopiert werden.
(5) Die Bekanntmachung von Zeit, Ort und Tagesordnung der Sit-
zungen des Stadtrates, seiner Ausschüsse und der Ortschafts-
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Gratulationen

OT Mansfeld

13.08. Frau Ursula Dehne zum 100. Geburtstag
 
 
 

OT Braunschwende

11.09. Herr Gerhard Franke zum 80. Geburtstag

2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung

Aufgrund des § 100 des KVG hat die Stadt Mansfeld die vor-
stehende, vom Stadtrat in der Sitzung am 29.04.2024 in Ver-
bindung mit dem Beitrittsbeschluss (Beschluss.Nr. 31-03/24 SR) 
in der Sitzung am 03.07.2024 beschlossene Haushaltssatzung 
erlassen.
Die nach §§ 108 und 110 Kommunalverfassung (KVG LSA) er-
forderliche Genehmigung durch die Kommunalaufsichtsbehörde 
erfolgte unter dem Aktenzeichen 15.12.10.006.024.
Der Haushaltsplan liegt in der Zeit vom
12.08. - 16.08.2024 und
19.08. - 20.08.2024
in den Räumen der Stadt Mansfeld, Kämmerei zur Einsichtnah-
me aus.

Mansfeld, den 04.07.2024

Andreas Koch
Bürgermeister

Haushaltssatzung und Bekanntmachung der 
Haushaltssatzung

1. Haushaltssatzung der Stadt Mansfeld für das 
Haushaltsjahr 2024

Aufgrund der §§ 100 und 102 des Kommunalverfassungsgeset-
zes des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) in der derzeit gülti-
gen Fassung hat die Stadt Mansfeld die folgende, vom Stadtrat 
in der Sitzung am 29.04.2024 (Beschl.-Nr. 378-02/2024 SR) be-
schlossene Haushaltssatzung erlassen.
Durch den Beitrittsbeschluss am 03.07.2024 erhielt die Haus-
haltssatzung folgende Fassung:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2024, der die für die 
Erfüllung der Aufgaben der Gemeinden voraussichtlich anfallen-
den Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie eingehen-
den Einzahlungen und zu leistenden Auszahlungen enthält, wird
1. im Ergebnisplan mit dem

a) Gesamtbetrag der Erträge auf   14.451.300 Euro
b) Gesamtbetrag der Aufwendungen auf   14.414.400 

Euro
2. im Finanzplan mit dem

a) Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender
Verwaltungstätigkeit auf   13.222.700 Euro

b) Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender
Verwaltungstätigkeit auf   12.673.700 Euro

c) Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der
Investitionstätigkeit auf   846.500 Euro

d) Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der
Investitionstätigkeit auf   1.737.500 Euro

e) Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der
Finanzierungstätigkeit auf  891.000 Euro

f) Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der
Finanzierungstätigkeit auf  302.400 Euro

festgesetzt.

§ 2

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahme für Inves-
titionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächti-
gung) wird auf 644.400 Euro festgesetzt.

§ 3

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Ermächtigungen zum Einge-
hen von Verpflichtungen, die künftige Haushaltsjahre mit Auszah-
lungen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 
belasten, (Verpflichtungsermächtigung) wird auf 0 Euro festgesetzt.

§ 4

Der Höchstbetrag der Kredite zur Sicherung der Zahlungsfähig-
keit wird auf 7.000.000 Euro festgesetzt.

§ 5

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden wie 
folgt festgesetzt:
1. Grundsteuer

1.1 für die Betriebe der Land- und Forstwirtschaft
(Grundsteuer A) auf   390 v.H.

1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf  450 v.H.
2. Gewerbesteuer auf  390 v.H.

Mansfeld, den 04.07.2024

Andreas Koch
Bürgermeister

Nichtamtlicher Teil

Wir gratulieren

Wir helfen Ihnen gerne weiter.
Tel.: 03535 489-111 oder -119
E-Mail: vertrieb@wittich-herzberg.de

Amtsblatt nicht erhalten?
Rufen Sie uns an!

Ihre Onlinedruckerei von 
LINUS WITTICH Medien 
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Die nächste Ausgabe erscheint am:
Freitag, dem 13. September 2024

Annahmeschluss für redaktionelle Beiträge
Freitag, der 30. August 2024

Annahmeschluss für Anzeigen:
Mittwoch, der 4. September 2024, 9.00 Uhr

Eröffnung des Gottfried-August-Bürger  
Museums im Molmerswende am 02.08.2024
Am 02. August 2024 fand in Molmerswende im Beisein des Mi-
nisters für Kultur des Landes Sachsen-Anhalt, Herrn Robra, die 
Wiedereröffnung des Gottfried-August-Bürger-Museums statt.
Mitte des Jahres 2018 hatte der Stadtrat der Stadt Mansfeld 
auf Antrag des Ortschaftsrates Molmerswende auf der Basis 
einer Expertise des Planungsringes Wernigerode die Sanierung 
des Museums beschlossen. Nach Klärung der Finanzierung der 
Arbeiten über den LEADER-Fond der Europäischen Union und 
der Übernahme des Eigenanteils der Stadt Mansfeld durch den 
Landkreis Mansfeld-Südharz konnten die Arbeiten am Haupt-
haus im Jahr 2021 beginnen. Die beauftragten Firmen zeigten 
handwerkliche Meisterleistungen und Liebe zum Objekt. Neu ist 
nun u.a. eine barrierefreie Lösung für den Fußboden in der obe-
ren Etage der Ausstellung. Für die Errichtung des Nord-Anbaues 
wurden Mittel des Landes Sachsen-Anhalt aus dem PMO-Fond 
bereitgestellt. Der Neubau ist der neue Besuchereingang. Dort 
ist auch ein Hub-Lift eingebaut, der die obere Museumsetage 
erschließt. Damit sind die gesamte Ausstellung, die Sanitäranla-
gen und auch fast alle anderen Räume des Gebäudes auch für 
mobilitätseingeschränkte Besucherinnen und Besucher zugäng-
lich. Parallel zu den Sanierungsarbeiten begannen die Vorberei-
tungen des Fördervereins für eine neue Dauerausstellung des 
Gottfried-August-Bürger-Museums. Für die Finanzierung der 
Neukonzeption konnten Landesmittel gewonnen werden. Eine 
große Privatspende ermöglichte es dem Verein den erforderli-
chen Eigenanteil aufzubringen. Für die Festlegung des Projekt-
zieles erhielt der Förderverein wertvolle Unterstützung durch das 
Gleimhaus Halberstadt und den Verein Erlebniswelt Museen des 
Landkreises. Das Ausstellungskonzept entwickelte das Leipzi-
ger Büro INSEL + MEILE Museumskulturen und verantwortete 
auch dessen Umsetzung. Die Bereitschaft des Büros zur Parti-
zipation vieler Akteure am Prozess hat wesentlich zum Rückhalt 
des Projektes beigetragen. Die Finanzierung der Umsetzung 
des Museumskonzeptes gelang durch die große Unterstüt-
zung der Ostdeutschen Sparkassenstiftung gemeinsam mit der 
Sparkasse Mansfeld-Südharz und durch LOTTO Sachsen-An-
halt. Darüber hinaus sicherten viele private Spenden, auch der 
Molmerswenderinnen und Molmerswender die Finanzierung. 
Der Förderverein koordinierte den gesamten Konzeptions- und 
Umsetzungsprozess. Die Besucherinnen und Besucher erwar-
tet nun eine moderne Ausstellung über Gottfried August Bürger 
und die Zeit des Sturm und Drang für alle Altersgruppen. Neben 
Texten, Bildern und Objekten ermöglichen Audio- und Video-
Stationen, Aktivitäten für Kinder und Beschriftungen in Blinden-
schrift den Menschen, Ehemann, Freund und Dichter und seine 
Zeit kennenzulernen oder wieder zu entdecken.
Der Förderverein für das Gottfried-August-Bürger-Museum und 
die Stadt Mansfeld bedanken sich herzlich bei den großzügigen 
Fördermittelgebern und für die zahlreichen Spenden, bei den In-
genieurbüros und Baufirmen für die sorgfältige Umsetzung des 
Sanierungskonzeptes des Pfarrhauses und der Neubauten so-
wie den Büros und Firmen für die engagierte Ausarbeitung und 
bemerkenswerte Umsetzung des Museumskonzeptes.
Nach der feierlichen Eröffnung am 2. August 2024 war das Mu-
seum das ganze Wochenende für Besucherinnen und Besucher 
von 11 bis 16 Uhr geöffnet.
Wegen einer noch notwendigen brandschutztechnischen Nach-
rüstung musste das Museum dann noch einmal schließen. Der 
reguläre Museumsbetrieb soll Mitte September starten. Das Mu-
seum ist dann bis Ende Oktober von Mittwoch bis Sonntag je-
weils von 11 bis 16 Uhr geöffnet. Bis auf Sonderöffnungen nach 
Voranmeldung wird das Museum von November 2024 bis Feb-
ruar 2025 schließen. Im März 2025 startet dann das erste volle 
Museumsjahr der neuen Dauerausstellung.

Die Jagdgenossenschaft Mansfeld teilt mit
In ihrer Sitzung am 26.04.2024 wurden folgende Beschlüsse 
gefasst:
1) Der Vorstand wird entlastet
2) Nach Kassenprüfung wird der Kassenwart entlastet
3) Turnusmäßige Neuwahl des Vosstandes der Jagdgenos-

senschaft.
Zum Vorstand wurden gewählt:
Vorsitzender: Rene Giebelhausen
Kassenwart: Frank Dominka
Schriftführer: Chris Eulenberg

4) Auskehrung der Jagdpacht für die Jahre 2019 bis 2013 in 
Höhe von 0,70 € je ha und Jahr

Alle Jagdgenossen welche Eigentümer jagdlich genutzter Flä-
chen sind, können unter Angabe Ihres Namens und Adresse, 
des/der betreffenden bejagdbaren Grundstücke und einer deut-
schen Bankverbindung ihre Jagdpacht einfordern.
Ihre Ansprüche melden Sie bitte bis zum 30. Oktober 2024 per 
E-Mail unter: jagd-mansfeld@web.de an.
Alternativ können Sie ihre Ansprüche per Brief beim Jagdgenos-
sen Frank Dominka, Birkenweg 7, 06343 Mansfeld anmelden.
Nicht angemeldete oder unvollständige Ansprüche gehen unter.

Der Jagdvorstand

Aus den Ortsteilen Vereine und Verbände 
informieren

 
Sommerfest in Hermerode

In der kleinen Harzgemeinde Hermerode 
findet das traditionelle Sommerfest am 

31.08. und am 01.09.2024 auf dem 
Festplatz im Schänkgarten statt.

Am Samstag, dem 31. August 2024 um 
19:30 Uhr beginnt der Sommernachtsball 

mit der Diskothek „Elexier“.

Am Sonntag, dem 1. September 2024 ab 
10:00 Uhr findet der traditionelle 
Sommerfrühschoppen mit der 
„Königeröder Blasmusik“ statt.

Wir laden alle Einwohner unserer Einheits-
gemeinde herzlich zu diesem Fest ein.

I. Rosenbaum
Vorsitzender
Hermeröder Traditionsverein 2010 e.V.

Verschiedenes



- 18 -Mansfeld Nr. 08/2024


